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1. Vorbemerkungen 

1.1 Planerfordernis und -ziel 

In der Stadt Linden ist im Stadtteil Leihgestern die teilräumliche Änderung des rechtswirksamen Bebau-

ungsplanes Nr. 12 „Gewerbegebiet Großen-Lindener Straße (Am Pfad)“- 1. Änderung aus dem Jahr 

1990 vorgesehen. Geplant ist im Bereich des Flurstücks 496 die Umwandlung der bisherigen Festset-

zung eines Gewerbegebietes gemäß § 8 BauNVO in ein Urbanes Gebiet i.S.d. § 6a BauNVO, um die 

Errichtung eines Wohn- und Geschäftshauses zu ermöglichen. Hierfür ist der teilweise Rückbau der 

vorhandenen Bebauung, bestehend aus einer Werkstatt/Halle eines Steinmetzbetriebes mit zugehöri-

gem Wohnhaus geplant. Die Erschließung findet über die Theodor-Heuß-Straße im Süden statt.  

 

Abb. 2: Lage des Plangebietes  

 

Quelle: OpenStreetMap (www.openstreetmap.org; 18.10.2021), Ausschnitt genordet, bearbeitet, ohne Maßstab 

 

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 12 „Gewerbegebiet Großen-Lindener Straße (Am Pfad)“ - 1. Än-

derung weist für seinen Geltungsbereich ein Gewerbegebiet aus. In unterschiedlichen Bereichen wurde 

der Bebauungsplan bereits mehrfach angepasst (Mischgebiet und Fläche für den Gemeinbedarf – Al-

ten- und Pflegeheim), sodass nun die 4. Änderung erfolgt. Aus städtebaulicher Sicht fügt sich das ge-

plante Wohn- und Geschäftshaus mit einer Kanzlei, einer Arztpraxis und Wohnungen in das bestehende 

Umfeld ein. Aufgrund der angrenzenden gewerblichen Nutzungen wurde im Vorfeld eine Schallimmis-

sionsprognose erstellt, um immissionsschutzrechtliche Konflikte ausschließen zu können. Weiterhin 

handelt es sich um einen bereits vorbelasteten innerörtlichen Bereich, der nachverdichtet werden soll 

und somit eine komplette Neuinanspruchnahme im Außenbereich vermeiden werden kann. Es handelt 

sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung, daher wird das Verfahren gemäß § 13a BauGB durch-

geführt. 

 

Stadtzentrum 

Plangebiet 

BP Nr. 12  

-1. Änderung (1990) 
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1.2 Räumlicher Geltungsbereich  

Das Plangebiet liegt im Umfeld des Stadtzentrums von Linden, südlich der Großen-Lindener-Straße (L 

3129) und nördlich der Theodor-Heuß-Straße, worüber auch die Erschließung des Plangebietes erfolgt. 

Im Plangebiet befindet sich ein Steinmetzbetrieb. Entlang der Theodor-Heuß-Straße befinden sich rd. 8 

Pkw-Stellplätze, daran angrenzend befindet sich die Werkstatt/Halle und im östlichen Bereich ein Wohn-

haus. Im nördlichen Bereich befindet sich eine großzügig geschotterte Fläche, die u.a. der Präsentation 

der Steinerzeugnisse dient. Zahlreiche Gehölze, Heckenpflanzungen und Grünstrukturen befinden sich 

innerhalb des Plangebietes. Östlich befinden sich gewerbliche Nutzungen u.a. eine Schreinerei und 

einem „Indoor Trampolinpark“. Westlich befindet sich eine Netto-Markt-Filiale und ein Bedachungsfach-

handel. Aufgrund der angrenzenden gewerblichen Nutzungen wurde eine Schallimmissionsprognose 

beauftragt, um festzustellen, ob die Orientierungswerte des geplanten Urbanen Gebietes eingehalten 

werden.  

Der räumliche Geltungsbereich umfasst in der Gemarkung Leihgestern, in der Flur 4, das Flurstück 496 

und weist eine Größe von 1.970 m² auf. Von der Topografie ist das Plangebiet eben.  

 

Abb. 3: Westliche Grundstücksgrenze, Halle        Abb. 4: Nördliches Plangebiet, geschotterte Fläche 

 

Abb. 5: Nordöstliches Plangebiet         Abb. 6: Grünstrukturen und Wege 

Quelle: Eigene Aufnahmen, 06.2021 
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1.3 Regionalplanung 

Der Bereich des Plangebietes ist im Regionalplan Mittelhessen 2010 als Vorranggebiet Siedlung Be-

stand festgelegt. Die Ausweisung eines „Urbanen Gebietes“ ermöglicht eine flexible Mischung aus Woh-

nen, gewerblicher Nutzung und sozialer sowie kultureller Einrichtungen, sodass die Planung diesbezüg-

lich gemäß § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung angepasst ist. 

 

1.4 Vorbereitende Bauleitplanung 

Der Bereich des Plangebietes ist im Flächennutzungsplan der Stadt Linden als gewerbliche Bauflä-

chen i.S.d. § 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO dargestellt. Da Bebauungspläne gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus 

dem Flächennutzungsplan zu entwickeln sind, steht die Darstellung des Flächennutzungsplanes den 

geplanten Festsetzungen im Bebauungsplan (Ausweisung eines Urbanen Gebietes gemäß § 6a 

BauNVO) somit zunächst entgegen. Im beschleunigten Verfahren kann gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 

BauGB ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht, auch 

aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist, sofern die geordnete 

städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes nicht beeinträchtigt wird.  

Der Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung angepasst. 

 

Abb. 7: Ausschnitt aus dem rechtkräftigen Flächennutzungsplan der Stadt Linden (2003) 

 

1.5 Verbindliche Bauleitplanung 

Das Plangebiet liegt innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 12 „Gewerbegebiet Großen-

Lindener Straße (Am Pfad)“ – 1. Änderung aus dem Jahr 1990. Der Bebauungsplan weist ebenso wie 

der ursprüngliche Bebauungsplan aus dem Jahr 1980 gemäß § 6 BauNVO ein Gewerbegebiet aus. Mit 

der 1. Änderung erfolgte lediglich der Ausschluss von den vormals zulässigen Vergnügungsstätten. Die 

Grundflächenzahl (GRZ) liegt bei 0,8 und die Geschossflächenzahl (GFZ) liegt bei 1,6, bei einer maxi-

malen Zahl der Vollgeschosse von Z = II. 

Darüber hinaus erfolgten zwei weitere teilräumliche Änderungen des ursprünglichen Bebauungsplanes 

aus dem Jahr 1980, die Änderungen liegen jedoch nicht im Bereich des vorliegenden Plangebietes.  

Die 2. Änderung wurde im Jahr 2009 als Satzung beschlossen und befindet sich südlich des Plange-

bietes, zwischen der Theodor-Heuss-Straße und der „Klausegasse“. Das Ziel der 2. Änderung war die 

Ausweisung eines Mischgebietes und einer Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 

Altenwohn- und Pflegeheim. Die Fläche dient als Erweiterung des westlich angrenzenden Altenheims. 
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Abb. 8: Bebauungsplan Nr. 12 (1980)         Abb. 9: Bebauungsplan Nr. 12 – 1. Änderung (1990) 

 

Abb. 10: Bebauungsplan Nr. 12 – 2. Änderung (2009)       Abb. 11: Bebauungsplan Nr. 12 – 3. Änderung (2009) 

 

Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Gewerbegebiet Großen-Lindener Straße (Am Pfad)“ 

wurde im Jahr 2013 als Satzung beschlossen. Der Geltungsbereich befindet sich westlich des vorlie-

genden Plangebietes. Das Ziel der 4. Bebauungsplan-Änderung war die Ausweisung eines Mischge-

bietes. Auf einer Teilfläche wurde ein Mehrfamilienhaus errichtet, die andere Teilfläche ist unbebaut und 

liegt brach. Mit den bereits bestehenden Änderungen befinden sich im räumlichen Zusammenhang der 

vorliegenden Planung bereits mehrere Mischgebietes-Ausweisungen sowie bestehenden Wohnnutzun-

gen, sodass sich die vorliegende Ausweisung des Urbanen Gebietes mit den vorgesehenen Nutzungen 

einer Kanzlei, Arztpraxis und Wohnungen einfügt.  

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 12 „Gewerbegebiet Großen-Lindener Straße (Am Pfad)“ – 4. 

Änderung werden für seinen Geltungsbereich die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Be-

bauungsplanes Nr. 12 „Gewerbegebiet Großen-Lindener Straße (Am Pfad)“ – 1. Änderung aus dem 

Jahr 1990 durch die Festsetzungen der vorliegenden 4. Änderung ersetzt. 

 

1.6 Innenentwicklung und Bodenschutz 

Das Baugesetzbuch wurde 2013 mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten und Ge-

meinden weiter zu stärken. Insofern ist der Vorrang der Innenentwicklung zur Verringerung der Neuin-

anspruchnahme von Flächen ausdrücklich als ein Ziel der Bauleitplanung bestimmt worden. § 1 Abs. 5 

BauGB sieht nun zusätzlich vor, dass die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der 

Innenentwicklung erfolgen soll.  
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In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird daher in der Bodenschutzklausel nach § 1a 

Abs. 2 BauGB in Satz 4 bestimmt, dass die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als 

Wald genutzter Flächen begründet werden soll; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der 

Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, 

Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.  

Für die Bauleitplanung bedeutet das, dass etwa in den Begründungen zu Bauleitplänen darzulegen ist, 

dass die Gemeinden Bemühungen unternommen haben, vor der Neuinanspruchnahme von Flächen 

zunächst die Möglichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen.  

Da im Zuge der vorliegenden Planung keine Flächenneuinanspruchnahme im Außenbereich baupla-

nungsrechtlich vorbereitet wird und der Bebauungsplan mit der Ausweisung eines Urbanen Gebietes 

im Kontext der umliegenden vorhandenen Nutzungen (gewerbliche und gemischte Nutzungen) aus-

drücklich der städtebaulichen Neuordnung und Nachverdichtung im Innenbereich dient, kann von einer 

weitergehenden Begründung an dieser Stelle abgesehen werden. 

 

1.7 Verfahrensart und -stand 

Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans erfolgt im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a 

BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung).  

Aufstellungsbeschluss gemäß  

§ 2 Abs. 1 BauGB  

06.07.2021 

Bekanntmachung: 21.01.2022 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß  

§ 3 Abs. 2 BauGB 

31.01.2022 – 11.03.2022 

Bekanntmachung: 21.01.2022 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 

öffentlicher Belange gemäß  

§ 4 Abs. 2 BauGB 

Anschreiben: 27.01.2022 

Frist analog § 3 Abs. 2 BauGB 

 

Satzungsbeschluss gemäß  

§ 10 Abs. 1 BauGB 

11.10.2022 

Die Bekanntmachungen erfolgen in den Lindener Nachrichten (amtliches Bekanntmachungsorgan der Stadt Lin-

den). 

 

Für Bebauungspläne, die der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung oder anderen 

Maßnahmen der Innenentwicklung dienen, hat der Gesetzgeber 2007 ein sog. beschleunigtes Verfah-

ren zur Innenentwicklung eingeführt. Die allgemeinen Anwendungsvoraussetzungen für das beschleu-

nigte Verfahren sind insofern gegeben, da es sich im Zuge der geplanten Ausweisung um eine bauliche 

Nachverdichtung im Innenbereich und somit um eine Maßnahme der Innenentwicklung handelt. 

Das Verfahren nach § 13a BauGB ist darüber hinaus nur zulässig, wenn eine Grundfläche von 

20.000 m² nicht überschritten wird und wenn der Bebauungsplan kein Vorhaben vorbereitet, für das die 

Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG besteht. Das beschleu-

nigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungs-

ziele oder des Schutzzwecks der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der europäischen 

Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) bestehen.  
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Vorliegend bleibt die zulässige Grundfläche von 1.182 m², die Größe des Plangebietes beträgt insge-

samt 1.970 m², deutlich unterhalb des genannten Schwellenwertes von 20.000 m². Ein UVP-pflichtiges 

Vorhaben wird nicht vorbereitet und Schutzgebiete i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB werden ebenfalls 

nicht beeinträchtigt, sodass das beschleunigte Verfahren angewendet werden kann. 

Im beschleunigten Verfahren gelten nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB die Vorschriften des vereinfachten 

Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. Im vereinfachten Verfahren wird von 

der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe 

nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind sowie von 

der Durchführung eines Monitorings nach § 4c BauGB abgesehen.  

Die Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt durch Auslegung des Bebauungsplan-Entwurfes nebst Begrün-

dung nach § 3 Abs. 2 BauGB, den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wird 

nach § 4 Abs. 2 BauGB zeitgleich zur Öffentlichkeitsbeteiligung Gelegenheit zur Stellungnahme gege-

ben. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, die 

auf-grund der Aufstellung eines Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 

5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig, sodass ein Ausgleich für den durch 

den vorliegenden Bebauungsplan vorbereiteten Eingriff in Natur und Landschaft nicht erforderlich ist. 

Aufgrund der aktuellen Entwicklung der Corona-Pandemie und der damit verbundenen Einschränkun-

gen für die Öffentlichkeit auf die geänderten Öffnungszeiten der Verwaltung und auf geänderte und 

ergänzte Einsichtmöglichkeiten der Planunterlagen liegen Gründe vor die gesetzlich vorgeschriebene 

Auslegungszeit des § 3 Abs. 2 BauGB von mindestens einem Monat, um zwei Wochen, zu verlängern.  

 

 

2. Städtebauliche Konzeption  

Das Planziel der vorliegenden 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Gewerbegebiet Großen-Lin-

dener Straße (Am Pfad)“ ist die Ausweisung eines Urbanen Gebietes im Sinne des § 6a BauNVO, um 

die Errichtung eines Wohn- und Geschäftshauses zu ermöglichen.  

„Urbane Gebiete“ dienen dem Wohnen sowie der Unterbringung von Gewerbebetrieben und sozialen, 

kulturellen und anderen Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich stören. Das Urbane Ge-

biet wurde hier deshalb als Gebietskategorie gewählt, da die Nutzungsmischung verglichen mit einem 

Mischgebiet nicht bei einer gleichwertigen Gewichtung liegen muss. Die Mischverhältnisse zwischen 

einer Wohn- und Gewerbenutzung können in diesem Falle variabel gestalten werden. Zu dem eignet 

sich diese Gebietskategorie aufgrund der Lage des Plangebietes angrenzend zum Gewerbegebiet, 

wodurch der Trennungsgrundsatz gewahrt werden kann. Das Urbane Gebiet wurde ursprünglich zum 

einen für die Ermöglichung höherer Baudichten sowie zum anderen für eine neue Nutzungsmischung 

in städtischen Bereichen eingeführt, die kein ausgewogenes Nutzungsverhältnis von Wohnen und Ge-

werbe voraussetzt, wie es in einem Mischgebiet gefordert wird (z.B. Wohnen 60% und Gewerbe 40%). 

Stattdessen darf der Anteil der Wohnnutzung überwiegen, ein geringer Anteil an Gewerbe und einer 

kulturellen Nutzung muss dennoch zusätzlich miteingebracht werden. Durch das Urbane Gebiet wird 

somit eine höhere Flexibilität bei der Nutzungsverteilung gewährt, sodass ein höherer Anteil an Wohn-

nutzung vorliegen darf, als es innerhalb eines Mischgebietes der Fall ist.  

Weiterhin haben die Bewohner innerhalb eines Urbanen Gebietes höhere Lärmimmissionen als im 

Mischgebiet zu ertragen. Da im Umfeld gewerbliche Nutzungen sowie ein Netto-Markt angrenzen, er-

folgt ein städtebaulich geordneter Übergang der Gebietstypen. Die endgültige Verteilung der Wohn-, 

Gewerbe- und soziokulturellen Anteile im Plangebiet obliegt jedoch letzten Endes dem Vorhabenträger. 

 



Begründung, Bebauungsplan Nr. 12 „Gewerbegebiet Großen-Lindener Straße (Am Pfad)" – 4. Änderung  

Satzung – Planstand: 11.10.2022  10 

Trotz der Kleinflächigkeit des Plangebietes und der unterschiedlichen Nutzungen in der Umgebung, 

bestehend aus Gewerbe, Wohnen und Einzelhandel sowie der Nähe zum Stadtzentrum von Linden, 

das fußläufig gut zu erreichen ist, lässt sich eine gewisse Urbanität ableiten, sodass an dieser Stelle ein 

Urbanes Gebiet durchaus seine Berechtigung finden mag.  

Es ist der Rückbau der vorhandenen Werkstatt/Halle eines Steinmetzbetriebes vorgesehen. Das zum 

Steinmetzbetrieb zugehörige Wohnhaus soll hingegen erhalten bleiben. Die Erschließung findet über 

die Theodor-Heuss-Straße im Süden statt. Nördlich des Plangebietes verlauft die L 3129 (Großen-Lin-

dener Straße), weshalb die Bauverbotszone innerhalb einer Entfernung von 20 m, gemessen vom be-

festigten Fahrbahnrand, einzuhalten ist. Im nördlichen Plangebiet sind daher Stellplätze, Grünflächen 

sowie eine Eingrünung vorgesehen.  

Die Baugrenze und die überbaubaren Grundstücksflächen werden mit einem Seitenabstand von 3 m 

festgelegt. Nach Norden hin schließt die Baugrenze mit der Bauverbotszone ab. Das Maß der baulichen 

Nutzung wird gemäß Orientierungswert des § 17 BauNVO für das Urbane Gebiet auf eine Grundflä-

chenzahl (GRZ) von 0,6 und eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 1,2 festgelegt. Die Zahl der Vollge-

schosse wird auf Z = II begrenzt bei einer maximalen Gebäudeoberkante von 11 m als Höchstmaß. Die 

Festlegungen ermöglichen trotz der teilweise bestehenden Bebauung und in Relation der Grundstücks-

größe eine angemessene Grundstücksaufteilung und Bebauung. Infolge der unterschiedlichen Nutzun-

gen im Umfeld des Plangebietes ist die Gestaltung der Gebäude als heterogen zu beurteilen. Dies be-

trifft sowohl die Gebäudekubatur als auch die Dachformen. Daher werden im vorliegenden Plan keine 

besonderen Anforderungen an die Gebäudegestalt gestellt. Es wird jedoch festgesetzt, dass auf Flach-

dächern die Errichtung von Solaranlagen vorzusehen ist.  

Der Rückbau der Werkstatt/Halle ermöglicht eine Nachverdichtung. In dem geplanten Gebäude sind 

mehrere Nutzungen vorgesehen. Es sollen dort eine Kanzlei, eine Arztpraxis und Wohnungen unterge-

bracht werden. Außerdem bleibt das bestehende Wohnhaus des Steinmetzbetriebes auch erhalten. 

Aufgrund des Gewerbegebietes und den im näheren Umfeld bestehenden gewerblichen Nutzungen 

(Schreinerei und Netto-Markt Filiale) sowie der Lage südlich der L 3129 wurde die Einhaltung der Im-

missionsrichtwerte bzw. der Orientierungswerte überprüft. Am Gebäude sind passive Schallschutzmaß-

nahmen vorzusehen. Es wird entsprechend auf das Schalltechnische Gutachten verwiesen.  

 

 

3. Verkehrliche Erschließung und Anbindung 

Infolge der innerörtlichen Lage ist das Plangebiet an die bestehenden Verkehrswege angeschlossen. 

Über die Theodor-Heuss-Straße im Süden besteht ein Anschluss an das kommunale Verkehrsnetz. 

Hierdrüber besteht Anschluss an die nördlich angrenzende L 3129 (Großen-Lindener-Straße). Der 

nächstgelegene Autobahnanschluss zur A 5, Auffahrt Großen-Linden, befindet sich in rd. 2 km Entfer-

nung. In östlicher Richtung besteht über die L 3129 eine Verbindung zur Nachbarstadt Pohlheim. Da 

das nördliche Plangebiet direkt an die L 3129 angrenzt ist die Einhaltung der Bauverbotszone sowie der 

Baubeschränkungszone entsprechend zu beachten. Die Zonen sind in der Plankarte nachrichtlich ein-

getragen. Innerhalb der Bauverbotszone sind keine baulichen Anlagen zulässig.  
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Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

Hessen Mobil Dillenburg (22.02.2022) 

Anbauverbot 

Entlang der freien Strecke der L 3129 gilt ab dem befestigten Fahrbahnrand in einem 20,00m breiten Streifen die 

straßenrechtliche Bauverbotszone sowie die 40,00 m breite straßenrechtliche Baubeschränkungszone. Beide Zo-

nen sind im Bebauungsplan nachrichtlich dargestellt. 

Die Bauverbotszone ist von Hochbauten, Aufschüttungen, Abgrabungen, Außenwerbung sowie ober- und unterir-

dischen Ver- und Entsorgungsanlagen Dritter freizuhalten. Zu Hochbauten in diesem Sinne zählen auch Nebenan-

lagen wie Umfahrungen, Überdachung, Stellplätze und Lagerflächen. Gem. der Textlichen Festsetzung 1.3 sollen 

in der Bauverbotszone Stellplätze zulässig sein. Dem stimme ich im vorliegenden Einzelfall gem. § 23 (8) HStrG 

zu, da im Bestand bereits Stellplätze in der Bauverbotszone vorhanden waren und da auf den Nachbargrundstü-

cken ebenfalls Stellplätze in der Bauverbotszone genutzt werden.  

Zu genehmigungs- und anzeigepflichtigen baulichen Anlagen innerhalb der Baubeschränkungszone ist meine Zu-

stimmung einzuholen, in allen anderen Fällen meine Genehmigung zu beantragen.   

Verkehrssicherheit 

Baum- und Strauchpflanzungen entlang der L 3129 außerhalb des Straßengrundstückes müssen so erfolgen, dass 

Schutzmaßnahmen gemäß der RPS1 entbehrlich sind. Werbung, die Beleuchtung sowie Fahrzeugbewegungen im 

Bereich des Plangebietes dürfen zu keiner Blendung der Verkehrsteilnehmer auf der L 3129 führen. 

 

3.1 Anlagen für den ruhenden motorisierten Individualverkehr 

Die Theodor-Heuss-Straße verläuft über einen Stichweg zum Plangebiet und erschließt noch ein wei-

teres östlich angrenzendes Grundstück. Der Regelquerschnitt des Straßenraumes beträgt rd. 5,50 m 

und bietet damit nicht ausreichend Raum für das Abstellen von Pkw´s im öffentlichen Straßenraum. 

Daher ist es erforderlich, vor Allem in Bezug auf die geplanten Nutzungen einer Kanzlei und einer Arzt-

praxis, ausreichend Stellplätze innerhalb des Plangebietes zur Verfügung zu stellen. Die Stellplätze 

sollen im nördlichen Bereich, in Richtung der L 3129, zur Verfügung gestellt werden. Hier ist die Stell-

platzsatzung der Stadt Linden zu beachten. Um die Versiegelung jedoch zu reduzieren und den Was-

serhaushalt zu schonen wird zusätzlich fest-gesetzt, dass Garagenzufahrten, Stellplätze, Hofflächen 

und Gehwege in wasserdurchlässiger weise herzustellen sind. 

 

3.2 Anlagen für den öffentlichen Personennahverkehr 

Das Plangebiet ist an das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs angebunden. Die nächste Bus-

haltestelle „Stadtzentrum“ ist fußläufig in rd. 350 m nordwestlich des Plangebietes zu erreichen. Dort 

besteht Anschluss an den Busverkehr nach Gießen, Pohlheim und Langgöns. Zudem befindet sich in 

rd. 500 m Entfernung der Bahnhof, mit Verbindungen nach Gießen und Frankfurt.  

 

 

4. Inhalt und Festsetzungen 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die so-

zialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künf-

tigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende so-

zialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt 

zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz 
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und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung fördern sowie die städtebauliche 

Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.  

Zur Ausführung dieser Grundnormen und zur Sicherung der angestrebten städtebaulich geordneten 

Entwicklung sind in Ausführung des § 1 Abs. 3 BauGB die im Folgenden erläuterten zeichnerischen und 

textlichen Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen worden. Mit Inkrafttreten des Bebau-

ungsplanes Nr. 12 „Gewerbegebiet Großen-Lindener Straße (Am Pfad)“ – 4. Änderung werden für sei-

nen Geltungsbereich die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 12 „Gewerbegebiet Großen-Linde-

ner Straße (Am Pfad)“ – 1. Änderung aus dem Jahr 1990 durch die Festsetzungen der vorliegenden 

4. Änderung ersetzt. 

 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

Im Plangebiet wird ein Urbanes Gebiet gemäß § 6a BauNVO ausgewiesen.  

(1) Urbane Gebiete i.S.d. § 6a BauNVO dienen dem Wohnen sowie der Unterbringung von Gewerbe-

betrieben und sozialen, kulturellen und anderen Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich 

stören. Die Nutzungsmischung muss nicht gleichgewichtig sein. 

(2) Zulässig sind  

1. Wohngebäude, 

2. Geschäfts- und Bürogebäude, 

3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewer-

bes, 

4. sonstige Gewerbebetriebe, 

5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-

cke. 

(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden  

1. Vergnügungsstätten, soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur in Kern-

gebieten allgemein zulässig sind, 

2. Tankstellen. 

(4) Für urbane Gebiete oder Teile solcher Gebiete kann festgesetzt werden, dass in Gebäuden  

1. im Erdgeschoss an der Straßenseite eine Wohnnutzung nicht oder nur ausnahmsweise zulässig ist, 

2. oberhalb eines im Bebauungsplan bestimmten Geschosses nur Wohnungen zulässig sind, 

3. ein im Bebauungsplan bestimmter Anteil der zulässigen Geschossfläche oder eine im Bebauungsplan 

bestimmte Größe der Geschossfläche für Wohnungen zu verwenden ist, oder 

4. ein im Bebauungsplan bestimmter Anteil der zulässigen Geschossfläche oder eine im Bebauungsplan 

bestimmte Größe der Geschossfläche für gewerbliche Nutzungen zu verwenden ist. 

Hinzu kommen gemäß § 13 BauNVO Räume für freie Berufe (Berufsausübung freiberuflich Tätiger und 

solcher Gewerbetreibender, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben). 

Im Rahmen der vorliegenden Bebauungsplan-Änderung sind über die textliche Festsetzung 1.1.1 Nut-

zungen ausgeschlossen: Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO steht jedoch 

fest, dass die nach § 6a Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nicht Bestandteil des 

Bebauungsplanes werden, das heißt, dass Vergnügungsstätten (z.B. in Form von Spielhallen, bordell-

artigen Betrieben, Shishabars, etc.) und Tankstellen innerhalb des Urbanen Gebietes unzulässig sind. 

Außerdem ist darauf zu achten, dass der gewerbliche Anteil nur in den Erdgeschossen zur errichten ist, 

um keine Einschränkung für die angrenzenden Bewohner zu verursachen. 
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Die Darstellung der Fläche der Art der baulichen Nutzung (hier: Urbanes Gebiet) erfolgt innerhalb und 

außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen farbig gemäß Planzeichenverordnung. Die überbau-

bare Grundstücksfläche wird durch die Baugrenze eingegrenzt. 

 

4.2 Maß der baulichen Nutzung 

Bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind gemäß § 16 Abs. 3 

BauNVO stets die Grundflächenzahl oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen und die 

Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe baulicher Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung 

öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können. Zum 

Maß der baulichen Nutzung werden daher die Grundflächenzahl und die Geschossflächenzahl festge-

setzt. Hinzu kommt eine Festsetzung zur Höhenentwicklung baulicher Anlagen innerhalb des Plange-

bietes.  

 

Grundflächenzahl (GRZ) 

Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche 

i.S.d. § 19 Abs. 3 BauNVO zulässig sind. Die zulässige Grundfläche ist der Teil des Baugrundstückes, 

der von baulichen Anlagen überdeckt werden darf.  

Der vorliegende Bebauungsplan setzt gemäß § 19 Abs. 1 BauNVO für das Urbane Gebiet eine Grund-

flächenzahl von GRZ = 0,6 fest. In Verbindung mit den weiteren Festsetzungen zum Maß der baulichen 

Nutzung kann eine Bebauung ermöglicht werden, die in Relation zur Größe des Plangebietes und an-

gestrebten Nutzungen stehen. Zuzüglich der Überschreitung der GRZ um 50 Prozent für Nebenanlagen 

kann bis zu einer GRZ von 0,8 die Ausnutzung der überbaubaren Fläche erreicht werden. Dies wird u.a. 

auch hinsichtlich der Anzahl der zu errichtenden Stellplätzen erforderlich sein. 

 

Geschossflächenzahl (GFZ) 

Die Geschossflächenzahl gibt an, wie viel m² Geschossfläche je m² Grundstücksfläche im Sinne des 

§ 19 Abs. 3 BauNVO zulässig sind.  

Der vorliegende Bebauungsplan setzt gemäß § 20 Abs. 2 BauNVO für das Urbane Gebiet eine Ge-

schossflächenzahl von GFZ = 1,2 fest. Die Geschossflächenzahl soll im Zusammenhang mit der zuläs-

sigen Zahl der Vollgeschosse (Z=II) und angesichts der Grundstücksgröße eine optimale Ausnutzung 

der Bebauung schaffen. Nach der gesetzlichen Regelung des § 20 Abs. 3 Satz 1 BauNVO ist die Ge-

schossfläche nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Vollgeschossen zu ermitteln ist. 

 

Zahl der Vollgeschosse (Z) 

Die Höhenentwicklung der baulichen Anlagen wird zunächst durch die Zahl der zulässigen Vollge-

schosse bestimmt. Die Hessische Bauordnung (HBO) definiert den Vollgeschossbegriff wie folgt:  

 

Vollgeschosse sind Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m über die Gelände-

oberfläche hinausragt und die eine lichte Höhe von mindestens 2,30 m haben. Ein Geschoss im Dach-

raum und ein gegenüber mindestens einer Außenwand des Gebäudes zurückgesetztes oberstes Ge-

schoss (Staffelgeschoss) ist ein Vollgeschoss, wenn es diese Höhe über mindestens drei Viertel der 

Grundfläche des darunter liegenden Geschosses hat. Garagengeschosse sind Vollgeschosse, wenn sie 

im Mittel mehr als 2 m über die Geländeoberfläche hinausragen. 
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Der vorliegende Bebauungsplan setzt für das Urbane Gebiet die Zahl der maximal zulässigen Vollge-

schosse auf ein Maß von Z = II fest, sodass eine für die Lage des Plangebietes sowie auch hinsichtlich 

der vorhandenen Umgebungsbebauung angemessene Höhenentwicklung erreicht werden kann. 

 

Festsetzungen zur Höhenentwicklung 

Da die Hessische Bauordnung (HBO) nur eine Mindesthöhe vorgibt, ist der Begriff des Vollgeschosses 

höhenmäßig zunächst unbegrenzt. Daher empfiehlt sich die ergänzende Festsetzung einer Höhenbe-

grenzung, um zu dokumentieren, dass sich die geplante Bebauung innerhalb des Urbanen Gebietes im 

Wesentlichen in die vorhandene Umgebungsbebauung einfügt.  

Aus diesem Grund wird eine Höhenbegrenzung in den Bebauungsplan aufgenommen, sodass die ge-

plante Bebauung in ihrer maximalen Höhenentwicklung eindeutig bestimmt werden kann. Es wird daher 

die maximal zulässige Gebäudeoberkante auf ein Maß von OK-Geb. = 11 m festgesetzt. Der untere 

Bezugspunkt für die Höhenermittlung ist die Oberkante Erdgeschoss Rohfußboden (OK EG RFB).  

Die Wahl des unteren Bezugspunktes der Oberkante Erdgeschoss-Rohfußboden erfolgt vor dem Hin-

tergrund, dass sich das Plangebiet als eben darstellt und die geplante Bebauung durch die Kanzlei und 

die Arztpraxis barrierefrei errichtet werden soll, damit Kunden und Patienten einen erleichterten Zugang 

zum Gebäude erhalten können. Darüber hinaus ist in Verbindung mit der zulässigen Zahl der Vollge-

schosse von Z = II und in Verbindung mit der Höhenbegrenzung von 11 m die Errichtung eines Staffel-

geschosses möglich.  

 

4.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Es wird eine offene Bauweise festgesetzt. Sie ergibt sich jeweils abschließend aus der überbaubaren 

Grundstücksfläche in Verbindung mit den Abstandsbestimmungen der Hessischen Bauordnung (HBO). 

Darüber hinaus werden Baugrenzen festgesetzt, die mit dem Hauptgebäude nicht überschritten wer-

den dürfen. Durch die Baugrenzen werden die überbaubaren Grundstücksflächen („Baufenster“) defi-

niert, innerhalb derer Gebäude errichtet werden dürfen.  

Gemäß Textlicher Festsetzung gilt für das Urbane Gebiet, dass Stellplätze, Garagen, Carports und Ne-

benanlagen innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig sind, soweit sie die 

nach Landesrecht ohne Abstandsflächen zulässigen Maße einhalten. Somit kann eine gewisse Varianz 

der Ausnutzung des Grundstückes erzielt werden. Damit können auch Stellplätze innerhalb der Bauver-

botszone zur L 3129 errichtet werden. Diese Maßgabe erfolgt vor dem Hintergrund, dass bereits die 

angrenzenden Nutzungen des Netto-Marktes im Westen und der Schreinerei im Osten ebenfalls Stell-

plätze innerhalb der Bauverbotszone hergestellt haben. Dieser Bereich ist für den Nachweis der Stell-

plätze, bedingt durch die Stellplatzsatzung der Stadt Linden erforderlich.  

 

4.4 Landschaftspflegerische und eingriffsminimierende Maßnahmen (BauGB) 

Grundsätzlich geht mit der vorliegenden Bauleitplanung ein Eingriff in den Naturhaushalt sowie den 

Boden- und Wasserhaushalt einher. Durch verschiedene Festsetzungen im Bebauungsplan kann dieser 

Eingriff jedoch minimiert werden. Der Bebauungsplan setzt eingriffsminimierende Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 

BauGB fest. Gehwege, Stellplätze, Stellplatz- und Garagenzufahrten sowie Hofflächen i.S. von unter-

geordneten Nebenanlagen sind in wasserdurchlässiger Weise zu befestigen sofern wasserwirtschaftli-

che Belange nicht entgegenstehen. Durch die dort vorzunehmende Versickerung kann die Beeinträch-

tigung der Grundwasserneubildungsrate reduziert werden. Grundsätzlich ist anzumerken, dass der ur-

sprüngliche Bebauungsplan Nr. 12 aus dem Jahr 1980 für das Gewerbegebiet eine GRZ von 0,8 
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ausweist und nun die GRZ auf 0,6 gesenkt wird, mit der zulässigen Überschreitung von 50 Prozent, 

maximal jedoch bis zu einer GRZ von 0,8 bleibt der Versiegelungsgrad auf dem gleichen Niveau.  

Durch die Festsetzung 2.4 wird die Gestaltung der Grundstücksfreiflächen geregelt, um ein Mindestmaß 

an Grünflächen im Plangebiet vorzugeben und die Versickerung von Niederschlagswasser zu begüns-

tigen. Stein-, Kies-, Split- und Schotterschüttungen von mehr als 1 m² Fläche oder in der Summe von 

5 m² sind unzulässig, soweit sie nicht dem Spritzwasserschutz am Gebäude dienen. Großflächige Stein-

schüttungen sind aus lokalklimatischen und ökologischen Gründen auszuschließen. Vor allem in den 

Sommermonaten können sich Steinschüttungen aufheizen und so zu negativen Auswirkungen auf das 

Lokalklima führen. Auch die Biodiversität leidet unter solchen gestalterischen Maßnahmen, da die hei-

mische Tierwelt, allen voran Insekten, die Nahrungsgrundlage entzogen wird. 

Es wird im nördlichen Plangebiet entlang der L 3129 eine Pflanzfläche aufgenommen. Innerhalb der 

umgrenzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen aufgelo-

ckerte Anpflanzung mit einheimischen, standortgerechten Laubsträuchern und -Bäumen vorzunehmen 

und dauerhaft zu unterhalten. Der Pflanzabstand beträgt 2 m. Bei Abgang sind gleichartige Ersatzpflan-

zungen vorzunehmen. Der Bestand kann zur Anrechnung gebracht werden. 

 

 

5. Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 

Alle baulichen Maßnahmen tragen in der Wahl ihrer Gestaltung grundsätzlich dazu bei, die bauge-

schichtliche Bedeutung, die erhaltenswerte Eigenart und somit auch die Identität der gewachsenen 

Siedlungsstrukturen zu bewahren und zu stärken. Hierzu werden auf der Grundlage der Ermächtigung 

des § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 HBO bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften in den Bebau-

ungsplan aufgenommen.  

In den vorliegenden Bebauungsplan werden gestalterische Festsetzungen bezüglich der geplanten Be-

bauung zur Dachgestaltung, Dachneigung, der Gestaltung der Einfriedungen, der Grundstücks-freiflä-

chen und der Gestaltung von Werbeanlagen aufgenommen, damit sich die künftigen Gebäude an die 

im näheren Umfeld bestehenden Gebäudestrukturen sowie der Lage an der L 3129 anpassen. Den 

Bauherren verbleibt den-noch ein hinreichender Gestaltungsspielraum. 

 

5.1 Dachgestaltung 

Aufgrund der innerörtlichen Lage und der umliegenden gewerblichen Nutzungen, die sich zum einen in 

der unterschiedlichen Gebäudekubatur widerspiegelt und zum anderen in den Dachformen. So besitzt 

beispielweise der westlich angrenzende Netto-Markt ein Pultdach, die östlich angrenzende Schreinerei 

ein Satteldach und im Südwesten sind sowohl Walmdächer als auch Flachdächer vorhanden. Daher 

sind im Urbanen Gebiet alle gängigen Dachformen zulässig. Es sind Gebäude mit gegeneinander lau-

fenden Dachflächen (wie z.B. Satteldächer, Zeltdächer, Walmdächer mit einer Neigung von 25° bis 45°, 

einseitig geneigten Dachflächen (wie z.B. Pultdächer und gewölbte Pultdächer) mit einer Neigung von 

15° bis 25° sowie geringeren Dachneigungen wie Flachdächer (0° - 10°) zulässig. 

Bei Garagen, überdachten PKW-Stellplätzen und Nebenanlagen i.S.v. §§ 12 und 14 BauNVO sowie bei 

untergeordneten Nebendächern sind abweichende Dachneigungen zulässig. 

Für die Dacheindeckung sind nicht spiegelnde oder reflektierende Materialien in dunklen (anthrazit, 

schwarz, grau) und roten Farbtönen (braun, ziegelrot, dunkelrot) zulässig. Anlagen zur aktiven Nutzung 

von Solarenergie sind zulässig. Die Dachfarben in der Umgebung sind diesen Farbtönen zugeordnet. 

Dächer mit einer Dachneigung von unter 10° sind jeweils zu einem Anteil von mind. 60 % mit Anlagen 

für die Nutzung / Gewinnung solarer Strahlungsenergie zu versehen. Untergeordnete Dachflächen, wie 
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z.B. Zwerchgiebel Dachflächen, Garagen und sonstige Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sind hier-

von ausgenommen. 

 

5.2 Gestaltung der Einfriedungen 

Im Urbanen Gebiet können auch schützenswerte Einrichtungen sein, die einer besonderen Sicherung 

bedürfen, deshalb sind Einfriedungen bis zu einer Höhe von maximal 1,60 m über der Geländeober-

kante zulässig. Diese sind ausschließlich als offene Einfriedungen aus Holz oder Metall sowie Laubhe-

cken herzustellen. Zwischen der Geländeoberfläche und der Zaununterkante ist im Mittel 15 cm Boden-

freiheit oder alternativ eine grobmaschige Einfriedung (ohne Bodenfreiheit) zu berücksichtigen, damit 

Kleintiere passieren können. Mauern, Betonsockel und Mauersockel sind unzulässig.  

 

5.3 Gestaltung der Werbeanlagen 

Das Urbane Gebiet ist in Zusammenhang mit den umliegenden gewerblichen Nutzungen zu sehen. 

Werbeanlagen spiegeln eine Außenwirkung von Firmen wider. Dennoch ist bei der Errichtung von Wer-

beanlagen ein gewisses Maß an Ordnung geboten, um negativen Auswirkungen auf das Umfeld oder 

in Form von Lichtemissionen auf die nördlich verlaufende L 3129 zu vermeiden. Daher wird die Gestal-

tung von Werbeanlagen im Urbanen Gebiet festgesetzt.  

Werbeanlagen (z.B. Werbefahnen und Pylone) sind nur am Ort der Leistung zulässig. Sie dürfen die 

maximale Gebäudeoberkante, an denen sie angebracht sind, nicht überragen. Werbung auf den Dach-

flächen ist nicht zulässig. Bei Werbung auf freistehenden Schildern darf die einzelne Werbefläche eine 

Größe von 10 m² und eine Gesamthöhe von 6 m über dem natürlichen Gelände nicht überschreiten. 

Ausdrücklich nicht zulässig sind Werbeanlagen mit greller Farbgebung oder reflektierenden Materialien, 

Werbung mit Blink- und Wechselbeleuchtung sowie Werbung an sich verändernden oder bewegenden 

Konstruktionen.  

 

5.4 Grundstücksfreiflächen 

Es handelt sich vorliegend um eine Nachverdichtung im Innenbereich. Auch bei der Ausweisung eines 

Urbanen Gebietes, wo grundsätzlich eine höhere Versiegelung zulässig ist gegenüber beispielsweise 

einem allgemeinen Wohngebiet, so ist eine gewisse gestalterische Qualität bereits auf Ebene der Bau-

leitplanung vorzubereiten. Die Festsetzung dient der Mindestdurchgrünung im Plangebiet sowie dem 

Klimaschutz. Darüber hinaus sorgen Bäume und Sträucher für ein lebenswertes Umfeld und bieten 

vielen Tieren Lebensraum. Diese Eigenschaften sind vor allem im Übergang zu den nördlichen Grün-

flächen/Freiflächen wünschenswert. 

Es wird festgesetzt, dass 100 % der Grundstücksfreiflächen1 (= nicht überbaubare Grundstücksfläche 

laut GRZ) als Garten, Pflanzbeet oder natürliche Grünfläche anzulegen sind. Davon sind mindestens 

30% mit einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen zu bepflanzen. Es gilt ein Laubbaum je 25 m², 

ein Strauch je 2 m² Grundstücksfläche (siehe Artenliste). Die nach den bauplanungsrechtlichen Fest-

setzungen in der Plankarte dargestellten zu pflanzenden Sträuchern und Bäume können zur Anrech-

nung gebracht werden. Blühende Ziersträucher und Arten alter Bauerngärten können als Einzelpflanzen 

eingestreut werden. Stein-, Kies-, Split- und Schotterschüttungen von mehr als 1 m² Fläche oder in der 

 

1 Bei dem Grundstück mit einer Größe von 1.970 m² ist eine Versiegelung/Befestigung oder Bebauung lt. GRZ 0,6 
mit Überschreitung gemäß § 19 Abs.4 BauNVO GRZ max. 0,8 auf 1.576 m² Grundstücksfläche zulässig. Es ver-
bleiben 394 m² Grundstücksfreiflächen, von denen laut Festsetzung 100% (394 m²) als Gartenfläche zu nutzen 
sind (Rasen, Nutzbeete, Pflanzstreifen und Beete), und hiervon sind mind. 30% der Fläche (118 m²) zu bepflanzen 
(mit einheimischen standortgerechten Laubgehölzen, -bäumen und Obstbäumen). 
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Summe von 5 m² sind unzulässig, soweit sie nicht dem Spritzwasserschutz am Gebäude dienen. Der 

Ausschluss erfolgt in Hinblick auf die negativen Auswirkungen von Steingärten und Steinschüttungen 

u.a. auf das Lokalklima. 

 

 

6. Berücksichtigung umweltschützender Belange 

6.1 Umweltprüfung und Umweltbericht 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien (EAG Bau, 

BGBl. I S.1359) am 20.07.2004 ist die Notwendigkeit zur Aufnahme eines Umweltberichtes in die Be-

gründung zum Bebauungsplan eingeführt worden (§ 2a BauGB). Darin sollen die im Rahmen der Um-

weltprüfung ermittelten Belange des Umweltschutzes systematisch zusammengetragen und bewertet 

werden. Der Umweltbericht ist in die Abwägung einzustellen. Dieses Verfahren ist für alle Bauleitpläne 

anzuwenden, deren Verfahren nach Inkrafttreten des EAG Bau eingeleitet wurde. 

Eine Ausnahme stellen hierbei jedoch Bebauungspläne dar, die unter Anwendung des vereinfachten 

Verfahrens gemäß § 13 BauGB bzw. des beschleunigten Verfahrens aufgestellt werden.  

Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes erfolgt im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a, 

sodass die Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und die Erstellung eines ent-

sprechenden Umweltberichtes nicht erforderlich ist.  

Die Pflicht, die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu ermitteln und zu bewerten 

sowie in die Abwägung einzustellen, bleibt indes unberührt. 

 

6.2 Boden, Fläche, Wasser, Klima und Luft 

Boden und Fläche 

Das Plangebiet ist Bestandteil des Innenbereichs. Innerhalb des Plangebietes bestehen ein Wohnge-

bäude sowie eine Werkstatt. Weiterhin sind Parkplatz- und Schotterflächen vorhanden. Nach dem Bo-

denViewer Hessens sind die Böden des Plangebietes Humusparabraunerden mit Tschernosem-Para-

braunerden (Hauptgruppe: Böden aus äolischen Sedimenten). Dabei handelt es sich aber um Boden-

formen im Bereich von Siedlungen. Die Aussagekraft reduziert sich daher auf Hinweise auf eine poten-

zielle natürliche Verbreitung. Als Grundlage für Planungsbelange aggregiert die Bodenfunktionsbewer-

tung (Quelle: BodenViewer Hessen) verschiedener Bodenfunktionen (Lebensraum, Ertragspotenzial, 

Feldkapazität, Nitratrückhalt) zu einer Gesamtbewertung. Zu den Bodenfunktionen enthält der Boden-

Viewer des Landes Hessen keine Angaben bezüglich des Bodenfunktionserfüllungsgrads im Plange-

biet. Die an das Plangebiet angrenzenden Offenlandbereiche werden überwiegend mit einer mittleren 

oder sehr hohen Bodenfunktion bewertet. In Hinblick auf die Erosionsanfälligkeit (ABAG Mais) der Bö-

den sind keine Angaben im Bereich des Plangebietes vorhanden. Aufgrund der anhaltenden anthropo-

genen Beanspruchung der Flächen im Siedlungsbereich ist anzunehmen, dass natürliche Bodenprofile 

und -prozesse im Bereich des Plangebietes bereits nicht mehr vollständig vorhanden sind.  

Das Plangebiet umfasst etwa eine Fläche für ein Urbanes Gebiet i.S.d. § 6a BauNVO im Umfang von 

ca. 1.970 m². Bei einer festgesetzten Grundflächenzahl von GRZ = 0,6 können insgesamt rd. 1.182 m² 

neu versiegelt werden. Zusätzlich darf die festgesetzte GRZ um 50 % (GRZ = 0,2) für Nebenanlagen 

überschritten werden. Dies entspricht einer Fläche von ca. 394 m². Weitere 394 m² sind als Grund-

stücksfreiflächen gemäß Textlichen Festsetzungen unter Punkt 2.4 zu gestalten.  

Wasser 

Innerhalb des Plangebietes kommen keine Quellen oder quellige Bereiche vor. Das Plangebiet liegt in 

keinem Überschwemmungs- oder Abflussgebiet (HQ100) und in keinem Trinkwasser- oder 
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Heilquellenschutzgebiet. Es grenzen auch keine solcher Flächen unmittelbar an das Plangebiet an. Das 

Plangebiet ist bereits teilweise versiegelt und kann somit nur noch bedingt zur Grundwasserneubildung 

beitragen.  

Klima und Luft  

Durch die im Plangebiet bestehenden Versiegelungen trägt dieses nicht wesentlich zur Kaltluftbildung 

bei. Die im Plangebiet bestehenden Gehölze können bedingt zur Luftreinheit beitragen.   

 

Eingriffsbewertung 

Das Plangebiet ist bereits zum Teil versiegelt und somit anthropogen vorgeprägt, genauso wie die Um-

gebung des Plangebietes. Wegen den prägten Nutzungen ist bereits von beeinträchtigten Bodenprofilen 

und -prozessen auszugehen. Weiterhin kann die Grundwasserneubildung im Gebiet als beeinträchtigt 

bezeichnet werden. Auch besitzt die Fläche nur eine eingeschränktes positive Klimafunktion. Mit der 

vorliegenden Änderung des Bebauungsplanes ist von keiner wesentlichen Erhöhung des Versiege-

lungsgrades im Plangebiet auszugehen, da ursprünglich ein Gewerbegebiet mit einer Grundflächenzahl 

von 0,8 festgesetzt wurde, welche mit der vorliegenden Änderung auf GRZ = 0,6 reduziert wird. Mit 

Umsetzung der Planung werden daher die bereits eingeschränkten Schutzgüter Boden, Fläche, Wasser 

und Klima nicht weiter negativ beeinflusst werden. Es ist von keiner Erhöhung des Oberflächenabflus-

ses des Niederschlagswassers, Erhöhung des Spitzenabflusses der Vorfluter, steigende Hochwasser-

spitzen, Verringerung der Grundwasserneubildung, Erhöhung der Durchschnittstemperatur auszuge-

hen. Daher ist im Gesamten von keiner wesentlichen Erhöhung der negativen Effekten auf die Schutz-

güter Boden und Fläche, Wasser, Klima und Luft auszugehen.  

 

Eingriffsreduzierung 

Im Verfahren nach § 13a BauGB findet die naturschutzfachliche Eingriffsregelung keine Anwendung. 

Um die negativen Einflüsse auf die Schutzgüter Boden, Fläche, Wasser, Klima und Luft zu reduzieren, 

trifft der Bebauungsplan folgende textliche Festsetzungen: 

• Gehwege, Stellplätze, Stellplatz- und Garagenzufahrten sowie Hofflächen i.S. von untergeord-

neten Nebenanlagen sind mit Rasenkammersteinen, Schotterrasen oder wasserdurchlässiges 

Pflaster zu befestigen, sofern wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegenstehen. Das auf 

Terrassen anfallende Niederschlagswasser ist seitlich zu versickern. 

• 100 % der Grundstücksfreiflächen sind als Garten, Pflanzbeet oder natürliche Grünfläche an-

zulegen. Davon sind mindestens 30% mit einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen zu 

bepflanzen. Es gilt ein Laubbaum je 25 m², ein Strauch je 2 m² Grundstücksfläche. Die nach 

den bauplanungsrechtlichen Festsetzungen in der Plankarte dargestellten zu pflanzenden 

Sträuchern und Bäume können zur Anrechnung gebracht werden. Blühende Ziersträucher und 

Arten alter Bauerngärten können als Einzelpflanzen eingestreut werden. 

• Stein-, Kies-, Split- und Schotterschüttungen von mehr als 1 m² Fläche oder in der Summe von 

5 m² sind unzulässig, soweit sie nicht dem Spritzwasserschutz am Gebäude dienen. 

 

Minderung des Bodeneingriffs  

Nachfolgend werden verschiedene Empfehlungen zum vorsorgenden Bodenschutz als Hinweise für die 

Bauausführung und Erschließungsplanung aufgeführt (HMUELV 2011): 
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• Maßnahmen zum Bodenschutz bei der Baudurchführung, wie z.B. Schutz des Mutterbodens nach 

§ 202 Baugesetzbuch; von stark belasteten oder befahrenen Bereichen ist zuvor der Oberboden ab-

zutragen. 

• Vermeidung von Bodenverdichtungen; bei verdichtungsempfindlichen Böden (Feuchte) und Böden 

mit einem hohen Funktionserfüllungsgrad hat die Belastung des Bodens so gering wie möglich zu 

erfolgen, d.h. gegebenenfalls Einsatz von Baggermatten, breiten Rädern oder Kettenlaufwerken etc. 

und die Berücksichtigung der Witterung beim Befahren von Böden. 

• Ausreichend dimensionierte Baustelleneinrichtung und Lagerflächen nach Möglichkeit im Bereich be-

reits verdichteter bzw. versiegelter Boden sowie gegebenenfalls Verwendung von Geotextil oder 

Tragschotter. 

• Wo logistisch möglich, sind Flächen vom Baustellenverkehr auszunehmen, z.B. durch Absperrung 

mit Bauzäunen oder Einrichtung fester Baustraßen und Lagerflächen; bodenschonende Einrichtung 

und Rückbau. 

• Vermeidung von Fremdwasserzufluss; gegebenenfalls vom Hang herabkommender Niederschlag ist 

z.B. durch einen Entwässerungsgraben an der hangaufwärts gelegenen Seite des Grundstückes 

während der Bauphase, um das unbegrünte Grundstück herumzuleiten; Anlegen von Rückhalteein-

richtungen und Retentionsflächen. 

• Technische Maßnahmen zum Erosionsschutz. 

• Sachgerechte Zwischenlagerung und Wiedereinbau des Oberbodens (DIN 18915, DIN 19731). 

• Lagerflächen vor Ort sind aussagekräftig zu kennzeichnen; die Höhe der Boden-Mieten darf 2 m bzw. 

4 m bei Ober- bzw. Unterboden nicht übersteigen. Die Bodenmieten dürfen nicht befahren werden 

und sind bei mehrmonatiger Standzeit zu profilieren, gegebenenfalls unter Verwendung von Geotextil 

oder Erosionsschutzmatten, gezielt zu begrünen und regelmäßig zu kontrollieren. 

• Fachgerechter Umgang mit Bodenaushub und Wiederverwertung des Bodenaushubs am Eingriffsort, 

d.h. der Ober- und Unterboden ist separat auszubauen, zu lagern und in der ursprünglichen Reihen-

folge wieder einzubauen. 

• Angaben zu Ort und Qualität der Verfüllmaterialien. 

• Beseitigung von Verdichtungen im Unterboden, d.h. verdichteter Boden ist nach Abschluss der Bau-

arbeiten und vor Auftrag des Oberbodens und der Eingrünung zu lockern (Tiefenlockerung). Danach 

darf der Boden nicht mehr befahren werden. 

• Zuführen organischer Substanz und Kalken (Erhaltung der Bodenstruktur, hohe Gefügestabilität, 

hohe Wasserspeicherfähigkeit, positive Effekte auf Bodenorganismen). 

• Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht mit Verweis auf die Arbeitshilfe „Rekultivierung von 

Tagebau- und sonstigen Abgrabungsflächen“ (HMUKLV, Stand: März 2017). 

Die beschriebenen eingriffsminimierenden Maßnahmen mit dem Ziel der Reduzierung des Direktabflus-

ses streben eine wirksame Minimierung der Auswirkungen an. 

 

Hinweis: 

• Im Allgemeinen können bereits kleinflächige Gehölzpflanzungen über den Tag zur Reduzierung einer 

kleinklimatischen Erwärmung beitragen und damit zu einem gewissen Maße zum thermischen Aus-

gleich in überwärmten Siedlungsstrukturen führen. Zudem schaffen großkronige Bäume behagliche 

schattige Aufenthaltsbereiche und können zur Reduzierung der Windgeschwindigkeit beitragen.  
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6.3 Biotop- und Nutzungstypen 

Zur Erfassung der aktuellen Biotop- und Nutzungstypen des Plangebietes und seiner näheren Umge-

bung wurde im August 2021 eine Geländebegehung durchgeführt. Das Plangebiet stellt sich folgend 

dar: 

Es bestehen eine Wohnbebauung und eine Werkstatthalle innerhalb des Plangebietes. Beide Nutzun-

gen werden von Pflaster- und Schotterflächen umgeben. Im nördlichen Teil des Flurstückes befindet 

sich eine großflächige Schotterfläche, welche als Ausstellungsfläche genutzt wurde. Umgeben werden 

die Nutzungen von dichten Strauchhecken und Baumbeständen. Die Gehölze und Bäume sind größ-

tenteils standortfremd und nicht heimisch. Es sind jedoch auch heimische Gehölze mit eingestreut. Wei-

terhin sind gärtnerisch geprägte Freiflächen in Form von artenarmen Vielschnittrasen im Plangebiet 

vorhanden.  

Das Plangebiet wird im Norden durch eine Straße, im Osten durch gewerbliche Nutzungen, im Süden 

durch Wohnbebauungen mit Hausgärten und gewerblichen Nutzungen sowie im Westen durch gewerb-

liche Nutzungen umgeben.  

 

Abb. 12: Lage des Plangebietes (gelb umrandet) im Luftbild (NaturegViewer, Zugriffsdatum: 25.11.2021, 
eigene Bearbeitung). 

 

 

Folgende Pflanzenarten konnten innerhalb des Plangebietes nachgewiesen werden: 

Art Deutscher Name Gehölze 

Acer negundo Eschen-Ahorn x 

Bryonia dioica Rotfrüchtige Zaunrübe x 

Corylus avellana 'Contorta' Korkenzieherhasel x 

Fallopia aubertii Schlingknöterich x 

Forsythia × intermedia Forsythie x 

Geranium spec.  Storchschnabel x 

Hedera helix Efeu x 

Ligustrum vulgare Gewöhnlicher Liguster x 
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Liriodendron tulipifera Tulpenbaum x 

Parthenocissus tricuspidata Dreispitzige Jungfernrebe x 

Picea spec. Fichte x 

Pieris japonica Japanische Lavendelheide x 

Pinus mugo  Zwerg-Kiefer x 

Pinus spec. Kiefer x 

Potentilla fruticosa Fingerstrauch  x 

Prunus cerasifera 'Nigra' Blutpflaume x 

Prunus laurocerasus Lorbeerkirsche x 

Pseudotsuga menziesii Gewöhnliche Douglasie x 

Rhododendron spec. Rhododendron x 

Salix spec. Weide x 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder x 

Taxus baccata Europäische Eibe x 

Thuja spec. Lebensbaum x 

Tilia spec. Linde x 

Tsuga canadensis Kanadische Hemlockstanne x 

Viburnum lantana Wollige Schneeball x 

Vinca minor Kleines Immergrün x 

Weigela spec. Weigelie x 

 

Eingriffsbewertung 

Das Plangebiet ist durch eine Wohnbebauung und Werkstatthalle sowie durch Schotter- und Pflaster-

flächen zum Teil versiegelt und weisen nur eine geringe naturschutzfachliche Wertigkeit auf. Umgeben 

werden diese Nutzungen durch Gehölze und Bäume, welche größtenteils nicht heimisch und nicht 

standortgerecht sind. Aus naturschutzfachlicher Sicht sind diese, aufgrund ihrer Größe und der Ein-

streuung mit heimischen Gehölzen, maximal als mittelwertig einzustufen.  

Mit Umsetzung der Planung können die Bestandsgebäude überplant werden. Es ist jedoch von keiner 

wesentlichen Erhöhung des Versieglungsgrades im Plangebiet auszugehen. Bei Umsetzung der Pla-

nung sollte auf den Erhalt der bestehenden, heimischen Laubgehölze geachtet werden. 

Durch die im Plangebiet bestehenden Nutzungen und der Möglichkeit kleinflächig im Innenbereich nach-

verdichten zu können, ergibt sich daher in der Zusammenschau nur eine geringfügige bis maximal 

leicht erhöhte Konfliktsituation. Das vorliegende Verfahren findet nach § 13 a BauGB statt. Ein na-

turschutzfachlicher Ausgleich i.V.m. der hessischen Kompensationsverordnung entfällt daher. 

 

6.4 Artenschutz 

Auf die einschlägigen Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) wird hingewiesen.  

Das Plangebiet liegt in einem Siedlungsbereich. Neben Wohnbebauungen mit Hausgärten wird das 

Gebiet durch gewerbliche Nutzungen sowie landwirtschafte Kleinnutzungen und einer Netto-Markt-Fili-

ale geprägt. Des Weiteren verläuft die „Großen-Lindner-Straße“ nördlich des Plangebietes. Wegen der 

räumlichen Lage im geschlossenen Siedlungsbereich und die im Plangebiet vorhandenen Nutzungen 

sind überwiegend mit Vorkommen von Tierarten zu rechnen, die sich bereits an die anthropogen be-

dingten Störfaktoren im Plangebiet angepasst haben (bspw. Rotkehlchen, Amsel, Haussperrling etc.). 



Begründung, Bebauungsplan Nr. 12 „Gewerbegebiet Großen-Lindener Straße (Am Pfad)" – 4. Änderung  

Satzung – Planstand: 11.10.2022  22 

Innerhalb des Plangebietes sind stark gärtnerisch gepflegte Wiesenflächen und überwiegend standort-

fremde, nicht heimische Gehölze vorhanden. Baumhöhlen oder -spalten konnten im Bereich des Plan-

gebietes nicht nachgewiesen werden. Daher bietet das Plangebiet nur bedingt Habitateigenschaften für 

europäische Vogelarten sowie Fledermausarten. Auch die Bestandsgebäude bieten nur eingeschränkt 

Möglichkeit von Revieren. Durch die Bestandsgebäude sowie die gärtnerische Nutzung der Grünflächen 

sind Rast- oder Feldvögel im Plangebiet auszuschließen. Wichtige Leitstrukturen für Fledermäuse wer-

den nicht beeinflusst. Transferrouten der Fledermausarten bleiben auch weiterhin bestehen und werden 

mit der Umsetzung der Planung nicht erheblich beeinträchtigt. Reviere der Haselmaus sind nur bedingt 

in den Heckenstrukturen anzunehmen, da es sich hierbei meist um standortfremde und nicht heimische 

Gehölze handelt, die keine geeigneten Nähr- und Nistgehölz für die Haselmaus darstellen. Daher kann 

eine erhebliche Betroffenheit der Haselmaus im Bereich des Plangebietes ausgeschlossen werden.  

Im Bereich des Plangebietes sind durch die anthropogenen Überprägung des Umfeldes, der gärtnerisch 

überprägten Freiflächen und den Zerschneidungswirkungen der „Groß-Lindener-Straße“ keine Repti-

lienvorkommen im Plangebiet anzunehmen. Innerhalb des Plangebietes konnte kein Exemplar der 

Pflanzenart Sanguisorba officinalis (Großer Wiesenknopf) festgestellt werden.  

Ein Vorkommen der Falterarten Maculinea nausithous (Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling) oder M. 

teleius (Heller Wiesenknopf-Ameisenbläuling) kann somit im Plangebiet ausgeschlossen werden.  

Mit Umsetzung der Planung wird der Versiegelungsgrad im Plangebiet nicht wesentlich erhöht. Auch ist 

mit keiner erheblichen Erhöhung von Störfaktoren wie Lärm, Licht oder Immissionen zu rechnen. Eine 

erhebliche Störung der im Plangebiet vorkommenden Tierarten ist mit der Umsetzung der Planung da-

her nicht ersichtlich.  

 

Um Verbotsbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Tötung bzw. Verletzung) zu vermeiden, werden 

folgende Maßnahmen empfohlen: 

• Von einer Fällung und Rodung von Bäumen und Gehölzen ist während der Brutzeit (1. März bis 

30. September) gemäß § 39 BNatSchG abzusehen. Sofern Rodungen, unabhängig vom Zeit-

raum, notwendig werden, sind die betroffenen Bereiche zeitnah vor Beginn der Maßnahme 

durch einen Fachgutachter auf aktuelle Brutvorkommen zu kontrollieren. Außerhalb der Brut- 

und Setzzeit sind Baumhöhlen vor Beginn von Rodungsarbeiten von einem Fachgutachter auf 

überwinternde Arten zu überprüfen. 

• Im Falle der Betroffenheit besonders oder streng geschützter Arten sind geeignete Vermei-

dungs- oder Minimierungsmaßnahmen mit der Unteren Naturschutzbehörde zu erörtern und 

durchzuführen. Bei abweichender Vorgehensweise ist die Untere Naturschutzbehörde vorab zu 

informieren.  

• Abrissarbeiten von Gebäuden sind während der Wochenstubenzeiten von Fledermäusen (01. 

Mai bis 31. Juli) abzusehen und auf Februar bis März bzw. September bis November zu verle-

gen. Die Abrissarbeiten und Baumfällungen sind durch eine qualifizierte Person zu begleiten. 

• Bei abweichender Vorgehensweise ist die Untere Naturschutzbehörde vorab zu informieren. 

Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahme nach § 45 Abs. 

7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde zu be-

antragen. 

 

Artenschutzrechtliche Hinweise:  

• Reduktion der Durchsichtigkeit und Spiegelungswirkung von Fassaden  
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Zur Verhinderung von Vogelschlag an spiegelnden Gebäudefronten ist für alle spiegelnden Ge-

bäudeteile die Durchsichtigkeit durch Verwendung transluzenter Materialien oder flächiges Aufbrin-

gen von Markierungen (Punktraster, Streifen) zu reduzieren. Zur Verringerung der Spiegelwirkung 

ist eine Verglasung mit Außenreflexionsgrad von maximal 15 % zulässig.  

• Insektenfreundliche Außenbeleuchtung  

Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten sind für die funktionale Außenbe-

leuchtung ausschließlich Leuchtmittel (z. B. LED-Technik oder Natriumdampf-Hochdrucklampen) 

mit einer Farbtemperatur von 3.000 Kelvin (warmweiße Lichtfarbe) unter Verwendung vollständig 

gekapselter Leuchtengehäuse, die kein Licht nach oben emittieren, zulässig. 

 

6.5 Natura-2000-Gebiete und weitere Schutzgebiete 

Es liegen keine Natura-2000-Gebiete oder sonstige Schutzgebiete im Bereich des Plangebietes. Das 

nächste FFH-Schutzgebiet liegt ca. 2,3 km nordwestlich vom Plangebiet entfernt. Dabei handelt es sich 

um das FFH-Schutzgebiet Nr. 5417-302 „Abgrabungsgewässer Grube Fernie“. Nordöstlich vom Plan-

gebiet liegt das Naturschutzgebiet Nr. 1531033 „Lückebachaue“ in einer Entfernung von 2 km.  

Westlich liegt in einer Entfernung von 1,7 km das Landschaftsschutzgebiet Nr. 2531018 „Auenverbund 

Lahn-Dill“. Durch die räumliche Entfernung des Plangebietes zu den umliegenden Schutzgebieten sind 

mit Umsetzung der Planung keine negativen Auswirkungen auf die Schutzgebiete anzunehmen. 

 

Abb. 13: Lage des Plangebietes (blau umrandet) zu umliegenden Schutzgebieten (NaturegViewer, Zu-
griffsdatum: 25.11.2021, eigene Bearbeitung). 

 

 

6.6 Gesetzlich geschützte Biotope und Kompensationsflächen 

Die Regelung des § 30 Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) sowie § 13 des Hessischen Ausfüh-

rungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) schützen bestimmte Biotoptypen, wel-

che aus naturschutzfachlicher Sicht als wertvoll einzustufen sind. Handlungen, die zu einer Zerstörung 

oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung dieser Biotope führen können, sind verboten.  

Nach dem NaturegViewer Hessens sind keine gesetzlich geschützten Biotope oder Kompensationsflä-

chen im Plangebiet vorhanden.  
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6.7 Orts- und Landschaftsbild 

Das Plangebiet liegt in keinem Landschaftsschutzgebiet und grenzt auch nicht unmittelbar an eines an. 

Durch die im Plangebiet bestehenden Nutzungen sowie den angrenzenden und der nördlich verlaufen-

den Straße kann der Bereich des Plangebietes als vorbelastet betrachtet werden. Mit Umsetzung der 

vorliegenden 4. Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 12 werden daher keine Eingriffe 

ermöglicht, die sich erheblich negativ auf das Orts- und Landschaftsbild auswirken würden. Durch die 

Festsetzungen einer Gebäudeoberkante, durch Festsetzungen zu der Dachgestaltung, durch Gestal-

tungsvorschriften für Werbeanlagen und durch Festsetzungen zur Einfriedung sind keine erheblich ne-

gativen Auswirkungen auf das Landschaftsschutzgebiet ersichtlich. 

  

6.8 Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit  

Mit der geplanten Zuordnung des Gebietstyps eines Urbanen Gebietes zu den vorhandenen Nutzungen 

im näheren Umfeld des Plangebietes (Gewerbegebiet) sind keine direkten immissionsschutzrechtlichen 

Konflikte zu erwarten. Somit kann den genannten Vorgaben des § 50 BImSchG entsprochen werden. 

Aufgrund der angrenzenden Nutzungen eines bestehenden Netto-Marktes, der nördlich verlaufenden 

L 3129 und der östlichen gewerblichen Nutzungen u.a. einer Schreinerei wurde eine Schallimmissions-

berechnung durchgeführt.  

Um Auswirkungen der Gesundheit der Bewohner zu vermeiden ist ein passiver Schallschutz des ge-

planten Gebäudes vorzusehen. Als bauliche Maßnahme sind eine geeignete Grundrissgestaltung zu 

nennen. Wobei gilt, dass sich Flure, Bäder, Abstellräume etc. an den lärmbelasteten Seiten (West und 

Ost) befinden und schutzbedürftige Räume (Wohnräume, Kinderzimmer, Schlafräume etc.) zur lärmab-

gewandten Seite hin orientiert werden sollten. Darüber hinaus sind passiven Schallschutzmaßnahmen 

am Gebäude herzustellen. Bei Einhaltung der Maßnahmen können die gesunden Wohn- und Arbeits-

verhältnisse eingehalten werden. 

Darüber hinaus ist gegenüber der ursprünglichen Ausweisung als Gewerbegebiet und der damit zuläs-

sigen Nutzungen mit keiner Erhöhung des Verkehrs und damit verbunden mit keiner Steigerung von 

Emissionen wie Treibhausgasen zu rechnen. Es ist mit keiner Erhöhung von Treibhausgasen durch die 

Nutzung im Plangebiet zu rechnen. Es ist von keiner wesentlichen Zunahme an Lärm- und Lichtimmis-

sionen auszugehen.  

 

6.9 Auswirkungen auf Gebiete zur Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

Die durch den Bebauungsplan vorbereitete Bebauung wird keine, für die Luftqualität entsprechender 

Gebiete relevanten Emissionen zur Folge haben, sodass durch die Planung keine erheblichen Beein-

trächtigungen hinsichtlich der bestehenden und zu erhaltenden bestmöglichen Luftqualität resultieren. 

 

6.10 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Nach dem Geoportal Hessens ist im Plangebiet kein Bodendenkmal verzeichnet. Es grenzen auch keine 

Bau- oder Flächendenkmäler an das Plangebiet an. Negative Auswirkungen auf die östlich vom Plan-

gebiet liegende Gesamtanlage von Leihgestern sind durch die räumliche Entfernung sowie die zwischen 

der Gesamtanlage und dem Plangebiet liegenden Bebauungen nicht ersichtlich. Sollten im Rahmen der 

Erdarbeiten unerwartet Hinweise auf Bodendenkmäler auftreten, ist umgehend die dafür zuständige 

Behörde zu informieren. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in ge-

eigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen.  
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Abb. 14: Lage des Plangebietes (hellblau umrandet) zu Boden- (roter Kreis), Flächen- (hellrote Flächen) 

und Baudenkmäler (dunkelrote Flächen) der Umgebung (Quelle: geoportal.hessen.de, 25.11.2021, 

eigene Bearbeitung). 

 

6.11 Ausgleichsmaßnahmen und Zuordnung 

Die vorliegende 4. Änderung des Planvorhabens ist ein Bestandteil des rechtskräftigen Bebauungspla-

nes Nr. 12 „Gewerbegebiet Großen-Lindener Straße (Am Pfad)“ von 1990. Die Flächen der 4. Änderung 

sind daher dem Innenbereich nach § 34 BauGB zuzuordnen. Nach dem rechtskräftigen Bebauungsplan 

ist eine Gewerbegebietsflächen festgesetzt worden. Statt eines Gewerbegebietes wird nun ein Urbanes 

Gebiet festgesetzt. Die Grundflächenzahl wird von ursprüngliche 0,8 auf 0,6 reduziert und die Ge-

schossflächenzahl auf 1,2 festgesetzt. Zudem wird eine offene Bauweise sowie eine Oberkante Ge-

bäude mit 11,0 m festgesetzt.  

Daher wird das Verfahren im Sinne § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt, ohne die 

Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB. Die Voraussetzungen hierfür sind gege-

ben, da eine Gesamtgrundfläche gemäß Grundflächenzahl von 20.000 m² nicht überschritten wird, kein 

Vorhaben vorbereitet wird, für das eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

besteht und auch keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten vorliegen. 

Im Verfahren nach § 13 a BauGB findet die naturschutzfachliche Eingriffsregelung keine Anwendung. 

 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

Kreisausschuss LK Gießen, Naturschutz (10.03.2022) 

Neben den bereits gerodeten Bäumen und Sträuchern war das Wohnhaus sowie die Garage dicht mit Efeu be-

wachsen. Im artenschutzfachlichen Kurzgutachten zu dem Abrissantrag der Garage wurden drei Nester in dem 

Efeubewuchs vorgefunden, vermutlich von Amseln. Generell sind derartige Strukturen als potenzielle Fortpflan-

zungs- und Ruhestätte des Haussperlings hochgradig geeignet. Die Ergebnisse des Kurzgutachtens sind metho-

denbedingt (Erfassungszeitraum 18.01.2022) nicht geeignet, um eine Nutzung durch den Haussperling mit Sicher-

heit auszuschließen. Es wäre wünschenswert, wenn dies bei dem Bau des neuen Gebäudes sowie beim Gestalten 

des Geländes berücksichtigt werden könnte. Das Anpflanzen neuer heimischer Bäume und Sträucher, sowie die 

Integration von Nistmöglichkeiten in die Fassadenwand könnten wertvolle Artenschutzmaßnahmen für den 
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Haussperling darstellen. Dieser unterliegt als Kulturfolger u.a. durch Nahrungsverknappung und zurückgehenden 

Fassadennischen aufgrund von Abdichtungen und Neubau einen negativen Bestandstrend.  

 

 

7. Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz  

In Anlehnung an die Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in der Bau-

leitplanung vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz vom Juli 2014 wird die Wasserversorgung und Schonung der Grundwasservorkommen, Abwas-

serbeseitigung und Abflussregelung im Bebauungsplan wie folgt behandelt: 

 

7.1 Überschwemmungsgebiet 

Das Plangebiet befindet sich nicht in einem amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet oder über-

schwemmungsgefährdeten Gebiet. 

 

7.2 Wasserversorgung und Grundwasserschutz 

Bedarfsermittlung 

Im Plangebiet entsteht kein erhöhter Wasserbedarf. Der abschließende Bedarf an Trinkwasser kann in 

der jetzigen Planphase nicht quantifiziert werden kann. Im Zuge der Erschließungsplanung/Bauantrag-

stellung wird der Bedarf abschließend ermittelt. 

 

Deckungsnachweis 

Die Trink- und Löschwasserversorgung kann aufgrund der innerörtlichen Lage und der vorhandenen 

Leitungen gedeckt werden. Innerhalb des Plangebiets sind möglicherweise neue Leitungen zu verlegen.  

 

Technische Anlagen 

Die technischen Anlagen zur Wasserversorgung müssen möglicherweise neu verlegt werden (Leitung 

und Hausanschlüsse). 

 

Schutz des Grundwassers 

Durch die Festsetzung zur Befestigung von Gehwegen, Stellplätzen, Stellplatz- und Garagenzufahrten 

sowie Hofflächen i.S. von unter-geordneten Nebenanlagen in wasserdurchlässiger Weise, kann das auf 

diesen Flächen anfallende Niederschlagswasser, wie bisher, versickern. Die Festsetzung dient dem 

Schutz des Grundwassers. 

 

Lage des Vorhabens im Wasserschutzgebiet / Heilquellenschutzgebiet  

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb eines Trinkwasserschutzgebietes oder Heilquellenschutz-

gebietes.  

 

Verminderung der Grundwasserneubildung 

Durch die Festsetzung zur Befestigung von Gehwegen, Stellplätzen, Stellplatz- und Garagenzufahrten 

sowie Hofflächen i.S. von unter-geordneten Nebenanlagen in wasserdurchlässiger Weise, kann das auf 

diesen Flächen anfallende Niederschlagswasser, wie bisher, versickern. Die Festsetzung dient dem 

Schutz des Grundwassers. 
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Die gesetzlichen Vorgaben des § 55 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit § 37 Hes-

sisches Wassergesetz (HWG) zur Regelung der Flächenversiegelung und der Verwertung und Versi-

ckerung des Niederschlagswassers sind im Rahmen der nachfolgenden Planungsebenen (Erschlie-

ßungsplanung, Baugenehmigungsverfahren und Bauausführung) zu berücksichtigen. Regenwasser 

von Dachflächen sowie Drainagewasser ist gemäß § 55 WHG ortsnah zu versickern, zu verrieseln oder 

direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer einzuleiten, 

soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirt-

schaftliche Belange entgegenstehen. 

 

Versickerung von Niederschlagswasser 

Durch die Festsetzung zur Befestigung von Gehwegen, Stellplätzen, Stellplatz- und Garagenzufahrten 

sowie Hofflächen i.S. von unter-geordneten Nebenanlagen in wasserdurchlässiger Weise, kann das auf 

diesen Flächen anfallende Niederschlagswasser, wie bisher, versickern. Die Festsetzung dient dem 

Schutz des Grundwassers. 

 

Hinweis: Folgende Versickerungsformen sind je nach Topografie, Verdichtung und Gestaltung des Bau-

grundstückes möglich2: 

 

Flächenversickerung 

Flächen, auf denen zusätzlich aufgebrachtes Niederschlagswasser von versiegelten Flächen versickert 

werden kann (z.B. Grasflächen, Pflanzstreifen, Rasengitterflächen). Da keine Zwischenspeicherung er-

folgt, ist ein sehr gut durchlässiger Untergrund Voraussetzung. 

Muldenversickerung 

Flache, begrünte Bodenvertiefungen, in denen das zugeleitete Niederschlagswasser kurzfristig zwi-

schengespeichert wird, bis es versickert. 

Schachtversickerung 

Bestehend aus handelsüblichen Brunnenringen aus Beton. Die offene Sohle wird mit einer Sandschicht 

als Filterzone versehen. Der Abstand von der Oberkante der Sandschicht zum Grundwasser sollte min-

destens 1,50 m betragen. Diese Methode kann bei schwerdurchlässigen Deckschichten angewendet 

werden. 

Rohrversickerung 

Bestehend aus unterirdisch verlegten perforierten Rohrsträngen, in die das Niederschlagswasser gelei-

tet, zwischengespeichert sowie versickert wird. Für diese Versickerungsart wird keine spezielle Fläche 

benötigt. 

 

Bei der Auswahl der geeigneten Versickerungsmethode ist neben den konkreten örtlichen Verhältnissen 

auf dem Grundstück der Schutz des Grundwassers zu beachten. Bei oberflächennahem Grundwasser 

oder auf einem Grundstück in einer Wasserschutzzone, ist auf eine Versickerung von Wasser, welches 

von Stellplätzen oder Fahrwegen abfließt, in der Regel zu verzichten bzw. ist eine Versickerung sogar 

verboten. Für die vorliegende Planung wird daher im Vorfeld des Bauantrages die Erstellung eines Bau-

grundgutachtens empfohlen.  

 

2 Die gezielte Versickerung von Niederschlagswasser ist im Bebauungsplan nicht festgesetzt. Im Vorfeld des Bau-
antrages und der Freiflächenplanung wird die Erstellung eines Baugrundgutachtens empfohlen. Eine gezielte Ver-
sickerung von Niederschlagswasser dürfte nur eingeschränkt möglich sein. 
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Vermeidung von Vernässungs- und Setzungsschäden 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  

 

Lage im Einflussbereich eines Grundwasserbewirtschaftungsplanes 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  

 

Bemessungsgrundwasserstände 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  

 

Barrierewirkung von Bauwerken im Grundwasser 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  

 

Einbringen von Stoffen in das Grundwasser 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  

 

7.3 Oberflächengewässer / Gewässerrandstreifen 

Oberflächengewässer / Gewässerrandstreifen:  

Es befinden sich keine Gewässer innerhalb des Geltungsbereiches. 

 

Darstellung oberirdischer Gewässer und Entwässerungsgräben  

Es befinden sich keine bestehenden Gewässer innerhalb des Geltungsbereiches.  

 

Sicherung der Gewässer und der Gewässerrandstreifen 

Es befinden sich keine Gewässer innerhalb des Geltungsbereiches. 

 

Einhaltung der Bewirtschaftungsziele für Oberflächengewässer  

Die Einhaltung der Bewirtschaftungsziele für Oberflächengewässer wird durch die vorliegende Planung 

nicht tangiert.  

 

7.4 Abwasserbeseitigung 

Gesicherte Erschließung 

Die Erschließung ist aufgrund der innerörtlichen Lage gesichert. 

 

Anforderungen an die Abwasserbeseitigung 

Es sind keine Besonderheiten bekannt. 

 

Leistungsfähigkeit der Abwasseranlagen 

Aufgrund der innerörtlichen Lage und der bestehenden Nutzungen kann die Leistungsfähigkeit als ge-

sichert gelten.  
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Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

Wasserverband Kleebach (07.03.2022) 

Seitens des Wasserverbandes Kleebach ist der folgende Hinweis zu beachten: Die örtlichen Entwässerungsanla-

gen befinden sich nicht im Eigentum des Wasserverbandes. Es wird darauf hingewiesen, dass im Zuge der Ent-

wässerungsplanung des Weiteren die hydraulische Bemessung der örtlichen Entwässerungsanlage zu prüfen ist.  

 

Reduzierung der Abwassermenge 

Durch die Festsetzung zur Befestigung von Gehwegen, Stellplätzen, Stellplatz- und Garagenzufahrten 

sowie Hofflächen i.S. von unter-geordneten Nebenanlagen in wasserdurchlässiger Weise, kann das auf 

diesen Flächen anfallende Niederschlagswasser, wie bisher, versickern. Die Festsetzung dient dem 

Schutz des Grundwassers. 

 

 

Versickerung des Niederschlagswassers 

Die im Bebauungsplan festgesetzten textlichen Festsetzungen ermöglichen eine Versickerung und tra-

gen somit zu einem schonenden Grundwasserumgang bei.  

 

Entwässerung im Trennsystem 

Die Entwässerung erfolgt über den bestehenden Kanal. Es handelt sich um eine innerörtliche Lage.  

 

Kosten und Zeitplan 

Zum jetzigen Planungszeitpunkt können hierzu keine Aussagen getroffen werden. 

 

7.5 Abflussregelung 

Abflussregelung 

Im Plangebiet befinden sich keine Vorfluter, sodass sie Abflussregelung durch die vorliegende Bauleit-

planung nicht beeinträchtigt wird. 

 

Vorflutverhältnisse 

Im Plangebiet befinden sich keine Vorfluter, sodass sie Abflussregelung durch die vorliegende Bauleit-

planung nicht beeinträchtigt wird. 

 

Hochwasserschutz 

Entfällt.  

 

Erforderlicher Hochwasserschutzmaßnahmen 

Entfällt.  
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Vermeidung der Versiegelung bzw. Entsiegelung von Flächen 

Die im Bebauungsplan festgesetzten textlichen Festsetzungen tragen zu einem schonenden Grund-

wasserumgang und somit zur Reduzierung der Abwassermenge bei.  

Eine Entsiegelung von Flächen kann im Plangebiet voraussichtlich nicht erfolgen.  

 

Besonderheiten bei Gewerbe- und Industriegebieten 

Entfällt aufgrund des Planziels. 

 

7.6 Besondere wasserwirtschaftliche Anforderungen bei vorhabenbezogener Bauleitpla-

nung für die gewerbliche Wirtschaft 

Entfällt aufgrund des Planziels.  

 

 

8. Altlastenverdächtige Flächen, Baugrund und vorsorgender Bodenschutz 

Altlasten 

Der Stadt Linden liegen für das Plangebiet keine Informationen zu Altlasten oder Altstandorten vor. 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

Regierungspräsidium Gießen, Industrielles Abwasser, wassergefährdende Stoffe, Grundwasserschadensfälle, Alt-

lasten, Bodenschutz (08.03.2022) 

In der Altflächendatei als Teil des Bodeninformationssystems sind die den Bodenschutzbehörden bekannten Infor-

mationen zu Altstandorten‚ Altablagerungen. altlastverdächtigen Flächen, Altlasten und schädlichen Bodenverän-

derungen hinterlegt (§ 8 Abs. 1 HAltBodSchG). Altstandorte sind Grundstücke stillgelegter Anlagen und sonstige 

Grundstücke. auf denen mit umweltgefährdenden Stoffen umgegangen worden ist. Altablagerungen sind stillge-

legte Abfallbeseitigungsanlagen sowie Flächen auf denen Abfälle behandelt. gelagert oder abgelagert werden sind. 

Die Daten werden von den Kommunen, den Unteren Bodenschutzbehörden (USB). den Oberen Bodenschutzbe-

hörden (RP) und dem Hessischen Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) erfasst, gemeldet 

und ggf. aktualisiert.  

Nach entsprechender Recherche ist festzustellen. dass sich im Planungsraum keine entsprechenden Flächen 

befinden. Die Vollständigkeit und Richtigkeit der Daten in der Altflächendatei ist jedoch nicht garantiert. Deshalb 

empfehle ich Ihnen. weitere Informationen (z. B. Auskünfte zu Betriebsstilllegungen aus dem Gewerberegister, 

bisher nicht erfasste ehemalige Deponien) bei der zuständigen Unteren Wasser- und Bodenschutzbehörde des 

Landkreises Gießen und bei der Stadt Linden einzuholen. Nach § 8 Abs. 4 HAltBodSchG sind Gemeinden und 

öffentlich-rechtliche Entsorgungspflichtige vepflichtet, die ihnen vorliegenden Erkenntnisse zu Altflächen dem 

HLNUG so zu übermitteln, dass die Daten im Bodeninformationssystem nach § 7 HAltBodSchG erfasst werden 

können. Auch die Untersuchungspflichtigen und Sanierungsverantwortlichen sind verpflichtet. die von ihnen vorzu-

legenden Daten aus der Untersuchung und Sanierung der verfahrensführenden Behörde in elektronischer Form zu 

übermitteln. Dies hat in elektronischer Form zu erfolgen. Über die elektronische Datenschnittstelle DATUS online 

steht den Kommunen ebenfalls FlS-AG (kommunal beschränkt) zur Verfügung. Wenden Sie sich bitte an das 

HLNUG oder entnehmen Sie weitere Infos sowie Installations- und Bedienungshinweise unter: 

https://www.hlnug.de/themen/altlasten/datus.html 

Hinweis:  

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 und Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die allgemeinen Anforderungen 

an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung sowie die 
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Belange des Bodens zu berücksichtigen. Bei der Aufstellung eines Bauleitplans darf das Problem von Bodenbelas-

tungen nicht ausgeklammert werden. Bei der Beurteilung von Belastungen des Bodens gilt das bauleitplanerische 

Vorsorgeprinzip und nicht die Schwelle der Gefahrenabwehr des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG). Der 

Träger der Bauleitplanung erzeugt mit der Ausweisung einer Fläche ein Vertrauen, dass die ausgewiesene Nutzung 

ohne Gefahr realisierbar ist. Geht die Stadt/Gemeinde Anhaltspunkten für Bodenbelastungen nicht nach. haben 

Eigentümer. Bauwillige und andere Betroffene ggf. Anspruch auf Schadensersatz. Bei der Erarbeitung der Stel-

lungnahme zur Bauleitplanung ist zu beachten. dass nach den einschlägigen baurechtlichen Vorschriften für eine 

Vielzahl von Vorhaben kein förmliches Baugenehmigungsverfahren erforderlich ist (vgl. §§ 62 ff. HBO). Die Bau-

aufsichtsbehörde ist dann auch nicht verpflichtet. die Bodenschutzbeh6rde in ihrem Verfahren zu beteiligen. Inso-

fern ist es möglich. dass die Bodenschutzbehörde über bauliche Veränderungen auf Verdachtsflächen nur im Rah-

men der Bauleitplanung Kenntnis erlangen und danach nicht mehr beteiligt wird. 

Regierungspräsidium Gießen, Kommunale Abfallwirtschaft, Abfallentsorgungsanlagen (08.03.2022) 

Nach Aktenlage sind im Plangebiet keine Abfallentsorgungsanlagen / Deponien im Sinne von § 35 Abs.1 und 2 

Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG - betroffen. Bei Bau,- Abriss- und Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben 

im Merkblatt "Entsorgung von Bauabfällen" (Baumerkblatt, Stand: 01.09.2018) der Regierungspräsidien in Hessen 

zu beachten (www.rp-giessen.hessen.de, Umwelt & Natur, Abfall, Bau- und Gewerbeabfall, Baustellenabfälle). Das 

Baumerkblatt enthält Informationen im Hinblick auf eine ordnungsgemäße Abfalleinstufung, Beprobung, Trennung 

und Verwertung/Beseitigung von Bauabfällen (z. B. Bauschutt und Bodenaushubmaterial sowie gefährliche Bau-

abfälle, wie z. B. Asbestzementplatten). 

 

Baugrund 

Vorsorgender Bodenschutz 

Auf die verschiedenen Empfehlungen zum vorsorgenden Bodenschutz wird auf Seite 17 verwiesen. Die 

Hinweise sind im Rahmen der Planungsebenen der Bauausführung und Erschließungsplanung vom 

Bauherrn / Vorhabenträger zu beachten. 

Für die zukünftigen Bauherren sind nachfolgende Infoblätter des Hessischen Ministeriums für Umwelt, 

Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (HMUKLV) zu beachten: 

• Boden - mehr als Baugrund, Bodenschutz für Bauausführende (HMUKLV, 2018) 

• Boden - damit der Garten funktioniert, Bodenschutz für Häuslebauer (HMUKLV, 2018) 

 

 

9. Kampfmittel  

Der Stadt Linden liegen keine Hinweise auf Kampfmittel im Plangebiet vor.  

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (24.02.2022) 

Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat ergeben, dass sich das in Ihrem 

Lageplan näher bezeichnete Gelände in einem Bombenabwurfgebiet befindet. 

Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen werden. In den Be-

reichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von 

mind. 5 Metern durchgeführt wurden sind keine Kampfmitteiräummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flä-

chen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel) vor Beginn der geplanten Abbrucharbeiten, 

Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf den Grundstücksflächen bis in einer Tiefe von 5 Meter (ab GOK 

IIWK) erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden. Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-ge-

stützte Datenaufnahme erfolgen. 
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Sofern die Fläche nicht sondierfähig sein sollte (z.B. wg. Auffüllungen , Versiegelungen oder sonstigen magneti-

schen Anomalien), sind aus Sicherheitsgründen weitere Kampfmittelräummaßnahmen vor bodeneingreifenden 

Bauarbeiten erforderlich. Es ist dann notwendig, einen evtl. vorgesehenen Baugrubenverbau (Spundwand, Berliner 

Verbau usw.) durch Sondierungsbohrungen in der Verbauachse abzusichern. Sofern eine sondierfähige Mess-

ebene vorliegt, sollen die Erdaushubarbeiten mit einer Flächensondierung begleitet werden. 

Zu Ihrer eigenen Sicherheit sollten Sie sich bescheinigen lassen, dass die Kampfmittelräumungsarbeiten nach dem 

neuesten Stand der Technik durchgeführt wurden. Der Bescheinigung ist ein Lageplan beizufügen, auf dem die 

untersuchten Flächen dokumentiert sind. Weiterhin ist das verwendete Detektionsverfahren anzugeben. 

Für die Dokumentation der Räumdaten beim Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen wurde das Datenmodul 

KMIS-R entwickelt. Es wird gebeten, bei der Beauftragung des Dienstleisters auf die Verwendung des Datenmoduls 

KMIS-R hinzuweisen. Hierfür ist es erforderlich, dass die überprüften und geräumten Flächen örtlich mit den 

Gauß/Krüger Koordinaten eingemessen werden. 

Es wird gebeten nach Abschluss der Arbeiten um Übersendung des Lageplans und der KMISR-Datei, welche Sie 

durch die von Ihnen beauftragte Fachfirma erhalten. 

Das Datenmodul KMIS-R können Sie kostenlos von der nachstehenden Internetseite des Kampfmittelräumdienstes 

downloaden: http://www.rp-darmstadt.hessen.de (Sicherheit und Ordnung, Gefahrenabwehr, Kampfmittelräum-

dienst).  

Die Kosten für die Kampfmittelräumung (Aufsuchen, Bergen, Zwischenlagern) sind vom AntragstellerIn, Interes-

sentn oder sonstigen Berechtigten (z.B. EigentümerIn, InvestorIn) zu tragen. Die genannten Arbeiten sind daher 

von diesen selbst bei einer Fachfirma in Auftrag zu geben und zu bezahlen. Für die Dokumentation der durchge-

führten Kampfmittelräumung werden die örtlichen Gauß/Krüger-Koordinaten benötigt. Bei der Angebotseinholung 

oder der Beauftragung einer Fachfirma bitte ich immer das Aktenzeichen (I 18 KMRD 6b 06/05 L 2168-2022) an-

zugeben und eine Kopie dieser Stellungnahme beizufügen. 

Da Kampfmittelräumarbeiten im Voraus schwer zu berechnen sind, halte ich die Abrechnung der Leistungen nach 

tatsächlichem Aufwand für unumgänglich. Dies ist in jedem Falle Voraussetzung für eine positive Rechnungsprü-

fung zum Zwecke der Kostenerstattung durch den Bund gem. Nr. 3. der Allgemeinen Bestimmungen für die Kampf-

mittelräumung. Eine Kopie des Auftrages bitte ich mir zur Kenntnisnahme zuzusenden. Den Abtransport - ggf. auch 

die Entschärfung - und die Vernichtung der gefundenen Kampfmittel wird das Land Hessen -Kampfmittelräum-

dienst- weiterhin auf eigene Kosten übernehmen. 

 

 

10. Immissionsschutz 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entspre-

chend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 

einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend 

dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich 

vermieden werden. 

Das Planziel ist die Ausweisung eines Urbanen Gebietes (MU). Es ist vorgesehen, einen Teil der Be-

bauung rückzubauen, um ein Wohn- und Geschäftshaus mit einer Kanzlei, einer Arztpraxis und Wohn-

nutzungen zu errichten. In dem Plangebiet befindet sich derzeit noch eine privilegierte Wohnnutzung im 

Gebäude im östlichen Plangebiet, die erhalten bleiben soll. Aufgrund der angrenzenden Nutzungen ei-

nes bestehenden Netto-Marktes, der nördlich verlaufenden L 3129 und der östlichen gewerblichen Nut-

zungen, u.a. einer Schreinerei, wurde eine Schallimmissionsberechnung durchgeführt. 

In den Obergeschossen des Gebäudes sind Wohnnutzungen vorgesehen. Ob eine Genehmigung für 

eine Nachtanlieferung des angrenzenden Netto-Marktes vorliegt, ist derzeit nicht bekannt, es erfolgt 

eine Anfrage bei dem Markteigentümer. Durch das angrenzende Gewerbegebiet und der Beurteilung 
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der Maximalwerte gemäß DIN 18005, die tags und nachts bei 60 dB(A) liegen, ist nachts mit einer 

Überschreitung der Immissionsrichtwerte zu rechnen.  

Auf Ebene des Bebauungsplanes werden aufgrund der nächtlichen Überschreitungen Festsetzungen 

zu passiven Schallschutzmaßnahmen aufgenommen. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 

die folgenden passiven Schallschutzmaßnahmen nur qualitativ dargestellt werden können. Maßnah-

men, welche zu einer Pegelminderung führen, können nur bei Vorliegen einer konkreten Planung ob-

jektbezogen erfolgen. Als passive Schallschutzmaßnahme sind als bauliche Maßnahme eine geeignete 

Grundrissgestaltung festgesetzt, wobei gilt, dass Flure, Bäder, Abstellräume etc. an den lärmbelasteten 

Seiten (West und Ost) zu platzieren sind und schutzbedürftige Räume (Wohnräume, Kinderzimmer, 

Schlafräume etc.) zur lärmabgewandten Seite hin (Norden) orientiert werden müssen.  

Ist dies nicht vollumfänglich möglich, sind Schallschutzmaßnahmen an Fenstern von zu schützenden 

Räumen vorzusehen (z. B. verglaste Balkone, verglaste Loggien oder Wintergärten, o. ä.). Werden 

Fenster von schutzbedürftigen Räumen an der Westfassade oder der Ostfassade angeordnet, sind 

Maßnahmen gegen den einwirkenden Schall erforderlich (z. B. sog. Prallscheiben). Auf Ebene des Bau-

antrages sind die Vorgaben einzusetzen und die Einhaltung der Werte nachzuweisen (siehe Ausfüh-

rungen Immissionsberechnung). 

Mit der geplanten Zuordnung des Gebietstyps eines Urbanen Gebietes zu den vorhandenen Nutzungen 

im näheren Umfeld des Plangebietes (Gewerbegebiet) sind bei Einhaltung und Umsetzung der Schall-

schutzmaßnahmen keine direkten immissionsschutzrechtlichen Konflikte zu erwarten. Somit kann den 

genannten Vorgaben des § 50 BImSchG entsprochen werden. 

Für ausführliche Informationen wird entsprechend auf das Gutachten (Immissionsberechnung) verwie-

sen, das als Anlage beiliegt. 

Hinweis: Im Rahmen der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurde seitens des Dezernates Immissi-

onsschutz beim Regierungspräsidium die Aufnahme von Isophonen, bzw. Immissionspunkten an der 

Gebäudefassade empfohlen. Die hiernach aktualisierte Version des Gutachtens liegt als zuvor be-

nannte Anlage bei. 

 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

Hessen Mobil Dillenburg (22.02.2022) 

Maßnahmen gegen Emissionen der L 3129 gehen nicht zu Lasten des Straßenbaulastträgers. 

 

 

11. Denkmalschutz 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundge-

genstände, zum Beispiel Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden, so ist dies gemäß § 21 

HDSchG dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen (Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder der 

unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen.  

Der Fund und die Fundstelle sind gemäß § 21 Abs. 3 HDSchG bis zum Ablauf einer Woche nach der 

Anzeige im unveränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung 

des Fundes zu schützen. 
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12. Brandschutz  

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

Kreisausschuss LK Gießen, Gefahrenabwehr (03.02.2022) 

Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 des Hess. Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophen-

schutz (HBKG) in der Fassung vom 23.08.2018 haben die Gemeinden für eine den örtlichen Verhältnissen ange-

messene Löschwasserversorgung zu sorgen. Hierbei ist die von der vorgesehenen Bebauung ausgehende kon-

krete Gefahrensituation ein wesentliches Kriterium. Die Gemeinde hat im Rahmen der Bedarfs- und Entwicklungs-

planung für den Brandschutz und die Allgemeine Hilfe das Gefahrenpotenzial zu ermitteln.  

Als Orientierungshilfe für einen angemessenen Löschwasserbedarf dient das Arbeitsblatt W 405 Wasserversor-

gung und Brandschutz des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW).  

In der nachstehenden Tabelle sind dir Richtwerte für den erforderlichen Löschwasserbedarf in Abhängigkeit der 

Bebauung des v.g. Plangebietes und der s.g. Geschossflächenzahl angegeben. Aus den Plangrößen ergibt sich 

als Richtwert nachfolgender Löschwasserbedarf: 

 

MI/MU GFZ  1,2  =  96m³/h  (1.600 ltr. / min.) 

Der v.g. Richtwert dient als Beschlussempfehlung zur Sicherstellung des Grundschutzes im Rahmen ihrer Pla-

nungshoheit. Sollte dieser von der v.g. Empfehlung abweichen, so wäre dies in der Beschlussvorlage deutlich zu 

machen.  

Tabelle 1 / überwiegende Bauart 

 

Erfolgt die Sicherstellung der Löschwasserversorgung aus den Ortsnetzen, so sind nachfolgende Anforderungen 

zu berücksichtigen: 

• Die Wasserleitungen sind als Ringleitungen auszuführen. Die Löschwassermenge muss für mind. 2 Std. zur 

Verfügung stehen.  

• Hydranten sind so anzuordnen, dass sie die Wasserentnahme leicht ermögliche.  

• Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung und zur Rettung von Perso-

nen muss in einer Entfernung von 75m Lauflinie bis zum Zugang des Grundstückes von der öffentlichen 

Verkehrsfläche aus sichergestellt sein.  

• Entnahmestellen mit 400 I/min (24m3/h) sind vertretbar, wenn die gesamte Löschwassermenge des Grund-

schutzes in einem Umkreis (Radius) von 300 m aus maximal 2 Entnahmestellen sichergestellt werden kann. 

• Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen, die auch der Löschwasserversorgung (Grund-

schutz) dienen, dürfen 150m nicht übersteigen. Größere Abstände von Hydranten bedürfen der Kompensa-

tion durch andere geeignete Löschwasserentnahmestellen. 

• Der insgesamt benötigte Löschwasserbedarf ist in einem Umkreis (Radius) von 300m nachzuweisen. Diese 

Regelung gilt nicht über unüberwindbare Hindernisse hinweg. Das sind z.B. Bahntrassen, mehrspurige 



Begründung, Bebauungsplan Nr. 12 „Gewerbegebiet Großen-Lindener Straße (Am Pfad)" – 4. Änderung  

Satzung – Planstand: 11.10.2022  35 

Schnellstraßen sowie große, langgestreckte Gebäudekomplexe, die die tatsächliche Laufstrecke zu den 

Löschwasserentnahmestellen unverhältnismäßig verlängern. 

• Bei maximaler Wasserentnahme aus Hydranten (Nennleistung) darf der Betriebsdruck 1,5 Bar nicht unter-

schreiten. 

• Sofern die obigen Anforderungen an die Löschwasserversorgung nicht hinreichend erfüllt werden können, 

müssen andere Möglichkeiten, zum Beispiel durch unterirdische Löschwasserbehälter,-brunnen, -teiche 

bzw. bei zu großen Entfernungen weitere Hydranten erwogen werden. 

• Die Abstimmung zur Ausführung und zur Kostenübernahme erfolgt im Bedarfsfall zwischen der Gemeinde 

und dem Wasserversorgungsunternehmen. 

Anmerkung 

Nach § 45 HBKG können Eigentümerinnen und/oder Eigentümer, Besitzerinnen und/oder Besitzer sowie sonstige 

Nutzungsberechtigte abgelegener baulicher Anlagen, die nicht über eine ausreichende Löschwasserversorgung 

verfügen von der Gemeinde verpflichtet werden, ausreichende Löschmittel zur Verfügung zu stellen.  

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens wird je nach Brandbelastung oder Sonderbauvorschriften für die 

einzelnen Objekte die Löschwassermenge festgesetzt. Diese kann unter Umständen von der Höhe des Grund-

schutzes abweichen. Eine Verpflichtung von Eigentümerinnen und/oder Eigentümern nach § 45 HBKG zur Deckung 

von Fehlmengen im Rahmen des Grundschutzes für beplante Gebiete indes ist unzulässig. (Siehe auch Urteil des 

Hessischen Verwaltungsgerichtshofs vom 07.08.2019, Az.: 4 A 410/19). 

Sonstige Maßnahmen 

1. Die Zufahrten sind so zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einer zulässigen Gesamt-

masse von 16t und einer Achslast von 10t ohne Schwierigkeiten befahren werden können. Im Übrigen 

wird auf die Richtlinie über „FLÄCHEN FÜR DIE FEUERWEHR“ in der jeweils gültigen Fassung verwiesen.  

2. Die lichte Breite geradliniger Zufahrten muss mind. 3,0m betragen. Wird eine Zufahrt auf einer Länge von 

mehr als 12m beidseitig durch Bauteile (z.B. durch Wände, Pfeiler) begrenzt, so muss die lichte Breite 

mind. 3,50m betragen. 

3. Gemäß § 36 Abs. 3 HBO dürfen Gebäude, bei denen der zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der 

Feuerwehr führt und bei denen die Oberkante der Brüstung zum Anleitern bestimmter Fenster oder Stellen 

über der Geländeoberfläche liegt, nur errichtet werden, wenn die Feuerwehr über die erforderlichen Ret-

tungsgeräte, wie Hubrettungsfahrzeuge, verfügt.  

4. Aufstell- und Bewegungsflächen müssen für Feuerwehrfahrzeuge ausreichend befestigt und tragfähig 

sein; sie sind als solche zu kenneichenen und ständig freizuhalten; die Kennzeichnung von Zufahrten 

muss von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar sein. Fahrzeuge dürfen auf diesen Flächen nicht 

abgestellt werden. 

5. Die Kurvenradien sind so zu gestalten, dass Lösch- und Rettungsfahrzeuge ungehindert diese durchfah-

ren können. Soweit für das Baugebiet die vorgenannte Ziffer 3 zutrifft, sind die Kurvenradien so auszule-

gen, dass diese auch von Hubrettungsfahrzeugen ohne Schwierigkeiten durchfahren werden können. Auf 

Abschnitt 4.2 der DIN 14090 wird verwiesen. 

6. Bäume sind so anzupflanzen, dass das Astwerk nicht (auch nicht zu einem späteren Zeitpunkt) in die 

Fahrbahn hineinragt. Im Bereich von notwendigen Aufstellflächen für Hubrettungsfahrzeuge dürfen keine 

Bäume angepflanzt werden. Sträucher und Gehölze niedriger Wuchshöhe sind davon ausgenommen.  

7. Bei der Bebauung der Grundstücke und der Gestaltung der Straßen sind insbesondere die Anforderungen 

des § 4 Abs. 1, sowie § 5 der HBO 2018 zu beachten.  

Zu Ziffer 3 Zweiter baulicher Rettungsweg oder Rettung über Leitern der Feuerwehren (Hubrettungsfahr-

zeuge/Drehleitern). 

Im Verfahren um das Feuerwehr-Kreis-Fahrzeugkonzept vom 24.01.2013, die Kommunen im Landkreis Gießen 

wurden darauf hingewiesen, dass sich jede Kommune, wenn sie es möchte, bei Neubauten auf ein Hubrettungs-

fahrzeug (Drehleiter) gemäß des Feuerwehrfahrzeugkonzeptes des Landkreises Gießen berufen kann. Somit wird 

der zweite Rettungsweg über ein Hubrettungsfahrzeug gesichert, sofern die Kommune dem Feuerwehrfahrzeug-

konzept des Landkreises Gießen zugestimmt hat (Standortvorteil). 
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Sofern für das Plangebiet ein Hubrettungsfahrzeug zur Sicherstellung des zweiten Rettungsweges in Ansatz ge-

bracht werden soll, ist dieses im Bebauungsplan festzusetzten und durch den Magistrat/Gemeindevorstand schrift-

lich gegenüber der Brandschutzdienststelle (Kreisbrandinspektor) zu bestätigen. 

Das bedeutet, dass auch zukünftig für dieses Baugebiet die Kommune eine Drehleiter (selbst oder über das Fahr-

zeugkonzept) vorhalten muss. Wird dieses seitens der Kommune nicht bestätig, werden im Rahmen von Bauan-

trägen Hubrettungsfahrzeuge nicht in Ansatz gebracht. Bei Gebäuden über 8m Brüstungshöhe über der Gelände-

oberkante muss dann der 2. Rettungsweg immer baulich erbracht werden. 

 

 

13. Versorgungsleitungen 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

OVAG Netz AG (01.03.2022) 

In dem ausgewiesenen Gebiet befinden sich von uns Versorgungskabel sowie Anlagen für die Straßenbeleuchtung, 

die in der Plankarte gemäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich übernommen und dargestellt sind. Für die korrekte 

Eintragung der Trassen besteht die Möglichkeit der örtlichen Einmessung. Zusätzlich können Sie entsprechende 

Bestandspläne unter auskunft@ovag-netz.de anfordern.  

Bei unserer Stellungnahme wird davon ausgegangen, dass unsere Kabel auch weiterhin im öffentlichen Bereich 

liegen. Ansonsten ist für unsere Kabel ein Schutz- und Arbeitsstreifen von 2,50m Breite, der nicht überbaut werden 

darf, auszuweisen. Hier muss sichergestellt sein, dass die OVAG oder deren Beauftragte die Grundstücke zur 

Unterhaltung, Instandsetzung und Erneuerung jederzeit betreten und hierfür die notwendigen Arbeiten ausführen 

können. Zusätzlich ist zur Sicherung unserer Kabelleitungen eine - beschränkt persönliche Dienstbarkeit - erforder-

lich. 

Außerdem ist noch darauf hinweisen, dass in den Bereichen, in denen Bepflanzungen vorgesehen sind, unsere 

vorhandenen bzw. geplanten Kabel - auch die am Rande des Planungsbereiches liegenden - durch geeignete 

Maßnahmen zu schützen sind. Insbesondere sind die vorhandenen Straßenbeleuchtungseinrichtungen zu berück-

sichtigen. Im Einzelfall wird um Rücksprache mit unserem Netzbezirk gebeten. 

Es wird gebeten, bei evtl. notwendig werdenden Erdarbeiten (Kanal, Wasserleitung, Straßenbau, Lärmschutzein-

richtung) im Bereich unserer Kabel, die ausführende Firma darauf aufmerksam zu machen, dass diese sich - um 

Störungen zu vermeiden - vor Arbeitsbeginn mit unserem Netzbezirk Friedberg, Dorheimer Straße, 61231 Bad 

Nauheim (Tel.: 06031 821650) bezirk-friedberg@ovag-netz.de in Verbindung setzt.  

Bei unserer Stellungnahme wird davon ausgegangen, dass keine Änderungen an unseren Bestandsanlagen not-

wendig werden. Sollte dies aus ihrer Sicht dennoch der Fall sein, Es wird gebeten, sich mit uns in Verbindung zu 

setzen. Ein Angebot für die Änderung werden wird vorgelegt. Die Kostenregelung erfolgt gemäß Wegenutzungs-

vertrag.  

Sollen im Zuge der Baumaßnahmen Lichtpunkte versetzt, Stahlrohrmaste der Lichtpunkte erneuert oder zusätzliche 

Lichtpunkte errichtet werden, wenden Sie sich bitte frühzeitig an die Fachabteilung in Friedberg strassenbeleuch-

tung@ovag.de. Die Versorgung, des im Planbereich ausgewiesenen Gebietes mit elektrischer Energie kann durch 

entsprechende Netzerweiterung erfolgen.  

Für die Versorgung des Baugebiets mit elektrischer Energie wird von einem üblichen Energiebedarf bzw. einer 

üblichen Bezugsleitung je Wohneinheit ausgegangene. Hierbei sind größere Verbraucher (Wärmepumpen oder 

Ladesäulen für E-Mobilität) sowie auch größere Einspeiseleistungen (PV-Anlagen oder Blockheizkraftwerke) nicht 

berücksichtigt. Aufgrund dieser Annahmen wird davon ausgegangen, dass die Versorgung des geplanten Bauge-

bietes mit elektrischer Energie durch eine entsprechende Erweiterung des 0,4-kV-Netztes erfolgen kann.  

Es wird gebeten den Vorhabenträger zu informieren, dass bei einem abweichenden Energiebedarf bzw. Bezugs-

leistungsbedarf oder abweichender Einspeiseleistung (wie oben angeführt) die Errichtung einer Transformatoren-

station erforderlich wird.  

mailto:auskunft@ovag-netz.de
mailto:bezirk-friedberg@ovag-netz.de
mailto:strassenbeleuchtung@ovag.de
mailto:strassenbeleuchtung@ovag.de
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Eine Aussage, wie der Anschluss von möglichen Gewerbebetrieben an unser Netz ausgeführt wird, ist erst möglich, 

wenn feststeht, welche Leistung an dennoch festzulegenden Anschlusspunkten benötigt wird. Zur Abstimmung wie 

ein Anschluss ausgeführt werden kann, setzen Sie sich bitte frühzeitig mit unserer Fachabteilung in Friedberg in 

Verbindung. Es wird gebeten zum gegebenen Zeitpunkt um Information über das mit der Planung und Projektierung 

der Erschließung beauftragte Ingenieurbüro, damit unsererseits eine termingerechte Umsetzung notwendiger Er-

weiterungen oder Veränderungen des elektronischen Netzes gewährleistet werden kann. 

 

 

14. Bergaufsicht 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

Regierungspräsidium Gießen, Bergaufsicht (08.03.2022) 

Bei den Baumaßnahmen ist auf Spuren alten Bergbaus zu achten; ggf. sind entsprechende Sicherungsmaßnahmen 

zu treffen. Der Geltungsbereich liegt im Gebiet eines erloschenen Bergwerksfeldes, in dem das Vorkommen von 

Erz nachgewiesen wurde. Informationen über Art und örtliche Lage des Nachweises liegen hier nicht vor.  

 

 

15. Bodenordnung 

Ein Bodenordnungsverfahren gemäß § 80 BauGB ist voraussichtlich nicht erforderlich. 

 

 

16. Flächenbilanz  

Um die künftige Nutzungsaufteilung im Baugebiet zu dokumentieren und den Eingriff in Natur und Land-

schaft besser bewerten zu können, wird für das Plangebiet eine Flächenbilanz (digital errechnet) auf-

gestellt. 

 

Geltungsbereich des Bebauungsplans  1.970 m² 

Fläche des Urbanen Gebietes 1.970 m² 

 

Hinsichtlich der zulässigen maximalen Versiegelung ergeben sich gegenüber den Festsetzungen des 

ursprünglichen Bebauungsplanes Nr. 12 aus dem Jahr 1980 keine Veränderungen. Da für das Gewer-

begebiet eine GRZ von 0,8 festgesetzt wurde. Für das Urbane Gebiet wird eine GRZ von 0,6 festgesetzt. 

jedoch ist mit Überschreitung gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO eine GRZ von max. 0,8 zulässig. Daraus 

ergibt sich eine maximal zulässige Versiegelung von insgesamt 1.576 m².  

Die zu erwartende Neuversiegelung dürfte aber niedriger liegen, da die angegebene Grundflächenzahl 

lediglich die maximal anzunehmende Versiegelung im Plangebiet vorgibt. 

 

 

17. Anlagen und Gutachten 

• Immissionsberechnung (Gutachten), Schalltechnisches Büro A. Pfeifer, Stand: 12.2021 
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